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es freut uns, dass Sie nun die Dokumen-
tation unserer Fachtagung, in diesem 
Jahr zu muslimischen oder muslimisch 
markierten Familien in der frühkindli-
chen Bildung, in den Händen halten. So 
haben Sie die Möglichkeit, Diskussionen 
und Gespräche wieder wach zu rufen 
oder sich neu hinein zu begeben.

Das Interesse an der Tagung war sehr 
groß. Das zeigt uns, dass das gewähl-
te Thema für viele Fachkräfte und 
Multiplikator*innen von Bedeutung ist. 
Uns berichten immer wieder Familien 
von erlebten Ausgrenzungen aufgrund 
der Zuschreibung, muslimisch zu sein. 
Zahlreiche Familien in Deutschland ge-
hören dieser Religion an, aber nicht alle 
definieren sich selbst als muslimisch, z.B. 
weil sie ihren Glauben nicht praktizieren, 
weil sie ihren Glauben als Privatangele-
genheit ansehen oder weil sie einfach 
nicht etikettiert werden wollen – mit all 
den Bildern und Vorstellungen, die es 
dazu gibt. Die Familien in Deutschland 
sind vielfältig, so vielfältig wie unsere 
Gesellschaft nun einmal ist. 

Zuschreibungen können Auswirkungen 
auf die Familien haben, Auswirkungen 
auch auf ihre gesellschaftliche Teilhabe 
und auf Zugänge zu Bildung. Hierüber 
berichtet Frau Prof. Dr. Treibel-Illian in 
ihrem Beitrag. Ebenso wichtig ist es, mit 
den Familien selbst zu sprechen und 
mehr über ihre Erwartungen zu erfahren, 
die sie an die frühkindliche vorschulische 

Bildung haben. Zur Studie „Vorschulische 
Kinderbetreuung aus Sicht muslimischer 
Familien“ können Sie mehr lesen im Bei-
trag von Frau Dr. Stichs vom Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge.

Mittlerweile hat sich in Deutschland die 
vorschulische Kinderbetreuung als fester 
Bestandteil der frühkindlichen Bildung 
etabliert. Die Einführung des Rechtsan-
spruchs auf einen Betreuungsplatz für 
Kinder unter drei Jahren hat nicht zuletzt 
zu der stetig steigenden Betreuungsquo-
te der noch nicht schulpflichtigen Kinder 
geführt. Gleichzeitig hebt die Bildungs-
forschung hervor, dass sich qualitativ 
hochwertige KiTa-Angebote positiv auf 
die Entwicklung aller Kinder auswirken 
und deren Bildungserfolg erhöhen. Seit 
Anfang dieses Jahres ist nun das Gesetz 
zur Weiterentwicklung der Qualität in 
der Kindertagesbetreuung in Kraft. Ob 
es ausreichende Impulse für die wei-
tere qualitative Entwicklung in diesem 
Bereich setzen kann? Auch diese Frage 
wurde auf der Tagung in den Gesprä-
chen in den Workshops oder auch am 
Rand in den Pausen diskutiert.

Zum Abschluss der Fachtagung stand 
ein gemeinsamer Besuch der Ausstel-
lung »Ein muslimischer Mann – kein 
muslimischer Mann« auf dem Programm. 
Zahlreiche Teilnehmer*innen nutzten 
diese Führung zum Austausch mit den 
anwesenden Kuratoren. Die Ausstellung 
nimmt Bilder in Augenschein, die gerne 

zu muslimischen Vätern bedient werden 
und hinterfragt sie. Entwickelt wurde die 
Ausstellung im Rahmen des Projektes 
„Vaterzeit im Ramadan!?“ von unserer 
Geschäftsstelle in Leipzig.

Wir stellen Ihnen jedoch in diesem Heft 
nicht nur die Redebeiträge der Fachta-
gung vor, sondern haben noch Einblicke 
in den Familien- und Arbeitsalltag zu bie-
ten. So berichtet Aliyeh Yegane, die sich 
für Diskriminierungsschutz und diversi-
tätssensible Bildungsteilhabe einsetzt, 
von ihren Erfahrungen mit muslimischen 
und muslimisch markierten Familien an 
Berliner Schulen. 

Islam- und Muslimfeindlichkeit findet 
sich nicht nur im Bildungsbereich. 
Antimuslimischen Rassismus dort zu 
benennen und dagegen vorzugehen, 
wo er sich zeigt, das will die Initiative 
CLAIM erreichen. Die Forderung, eine 
bundesweite Expert*innen-Kommission 
»Antimuslimischer Rassismus« einzurich-
ten, unterstützen neben vielen anderen 
Organisationen auch wir.

Wir wünschen Ihnen eine anregende 
Lektüre, Ihre 

Sidonie Fernau
Bundesvorsitzende

Liebe Leserin, lieber Leser,

Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend
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Grußwort Dr. Thomas Metker 
Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend

Jeder, der Familie hat, erlebt es täglich: 
Familie ist etwas ganz Besonderes. Sie 
ist der Ort, an dem Menschen fürein-
ander Verantwortung übernehmen. 
Sie ist der Ort, wo wir uns geborgen 
fühlen. 

Alle Eltern wollen für das Aufwachsen 
ihrer Kinder immer die besten Vorausset-
zungen. Familien mit Einwanderungs-
geschichte liegt eine gute Bildung dabei 
besonders am Herzen. Dies wissen wir 
aus vielen Umfragen: Bildung gilt für 
zugewanderte Eltern als harte Währung 
für den gesellschaftlichen Aufstieg. Denn 
Bildung eröffnet Chancen: auf einen 
Ausbildungs- und Studienplatz, auf ein er-
folgreiches Berufsleben, auf gesellschaftli-
che Teilhabe. 

Der Verband wirbt für eine interkultu-
relle Öffnung auf allen Ebenen, für mehr 
Dialog und gegenseitigem Verständnis. 
Für diese Ziele steht auch das Bundes-
familienministerium. Bundesministerin 
Giffey setzt sich nachdrücklich für eine 
vielfältige und weltoffene Gesellschaft 
ein. Für stärkere Familien für ein stärkeres 
Deutschland.

Jede dritte Familie in Deutschland hat einen 
Migrationshintergrund1 (34 Prozent). Min-
destens ein Elternteil in ihnen ist zugewan-
dert oder mit einer ausländischen Staats-
bürgerschaft geboren. Über vier Millionen 
Kinder in Deutschland wachsen mit mehr 
als einer Sprache und Kultur auf. Familien 
mit Migrationshintergrund sind so verschie-
den wie alle Familien. Aber sie stehen vor 
besonderen Herausforderungen. 

» Das Armutsrisiko ist für Familien mit 
Migrationshintergrund erheblich 
höher als bei anderen Familien (28 
Prozent vs. 15 Prozent).

» Und ihre Chancen im Bildungssystem 
und am Arbeitsmarkt sind geringer, 
was besonders die Mütter zu spüren 
bekommen. Die Teilhabechancen sind 
noch immer ungleich verteilt.

Obwohl Eltern mit Migrationshintergrund 
besonders großen Wert auf Bildung legen 
und viel für den schulischen Erfolg ihrer 
Kinder tun, sind die Zahlen ernüchternd. 
Jugendliche mit Migrationshintergrund 
besuchen seltener das Gymnasium  
(26 Prozent) und deutlich häufiger die  
Hauptschule (16 Prozent) als ihre Mit-
schüler*innen ohne Migrationshinter-
grund (41 Prozent und 10 Prozent)2.

Erst kürzlich hat eine Studie3 herausge-
funden, dass Lehrer*innen an türkei- und 
arabischstämmige Kinder geringere 
Leistungserwartungen haben als an ande-
re Kinder. Ihre Vorbehalte führen dazu, 
dass die Schüler*innen diese negativen 
Stereotype auch selbst verinnerlichen. 
Das wirkt sich wiederum negativ auf ihren 
Bildungserfolg aus. 

Solchen Phänomenen müssen wir begeg-
nen. Doch dazu muss man sie erst einmal 
erkennen. Deshalb ist es gut, dass wir uns 
mit Zuschreibungen über muslimische 
Familien beschäftigen und stereotype 
Sichtweisen diskutieren. Was sind die 
Gründe für solche Zuschreibungen?

Unsere Gesellschaft ist diverser und 
pluraler geworden. Gleichzeitig haben die 
Debatten um Integration, um Vielfalt und 
eine vermeintlich deutsche Leitkultur in 
den letzten Jahren an Schärfe zugenom-
men. Gerade in öffentlichen Debatten 
wird häufig mit Stereotypisierungen 
gearbeitet. So auch beim Thema Bildung. 
Hier hört man nicht selten: »Das frühere 
katholische Arbeitermädchen vom Lande 
ist heute der muslimische Junge aus der 
Großstadt.« Doch dieses Bild ist nicht 
zutreffend und verdeutlicht einmal mehr: 
Muslimische Familien werden als »Prob-

lemfamilien« betrachtet. Ist von Muslimen 
die Rede, spielen gleich gängige Bilder 
eine Rolle: Muslimische Männer gelten 
vermeintlich als gewaltaffin und rück-
ständig, muslimische Frauen hingegen als 
unterdrückt. Schublade auf – Schublade 
zu!

Das Deutsche Zentrum für Integrations-  
und Migrationsforschung (DeZIM) 
schreibt, es sei kein Wunder, wenn sich 
Muslime bei solchen Zuschreibungen als 
Bürger zweiter Klasse fühlen würden4. Wir 
müssen uns vor Stereotypen hüten. Denn 
diese Zerrbilder werden der Realität nicht 
gerecht. Aber es wird damit Stimmung 
gemacht.

Es gibt Umfragen, die nicht zu diesen Zu-
schreibungen passen: Der Religionsmoni-
tor5 der Bertelsmann Stiftung ist 2017 zu 
dem Ergebnis gekommen, dass Muslime 

insgesamt gut integriert sind, sie fühlen 
sich alles in allem in Deutschland wohl. 

Und ich denke, jeder, der Familien mit 
einem muslimischen Glauben kennt, wird 
folgendes Bild bestätigen: Die Familien 
haben die gleichen Fragen, Sorgen und 
Probleme wie andere Familien auch, wel-
che Religion sie auch immer haben: Die 
Frage nach dem Arbeitsplatz, die Suche 
nach dem Kita-Platz usw. 
Gleichzeitig haben, auch das ist belegt, 
muslimische Eltern mit Hürden zu kämp-
fen. Sie sind aber in erster Linie nicht 
religiöser Art, sondern haben mit der 
Mi grationssituation und der sozialen Lage 
zu tun. Sie haben spezifische Schwierig-
keiten zu überwinden, weil sie beispiels-
weise die Sprache nicht so gut sprechen 
und weil sie erst in einer fremden Umge-
bung klar kommen müssen, auch bei der 
Kita-Suche.

1 Zahlen aus: BMFSFJ (2018) Aktualisierter Datenanhang zum Dossier »Gelebte Vielfalt. Familien  
mit Migrationshintergrund in Deutschland«

2 Bericht Bildung in Dt., Zahlen von 2012/PISA)
3 Studie des Berliner Instituts für empirische Integrations- und Migrationsforschung (BIM) und des  

Forschungsbereichs beim Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (2017): 
Vielfalt im Klassenzimmer. Wie Lehrkräfte gute Leistung fördern können.

4 Studie des DeZIM-Instituts (2019): Ostmigrantische Analogien I. Konkurrenz um Anerkennung
5 Bertelsmann-Stiftung (2017): Religionsmonitor.
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in den vergangenen zehn Jahren mehr 
als verdoppelt – auf knapp 800.000 
Betreuungsplätze. Wir werden in unseren 
Anstrengungen nicht nachlassen und 
finanzieren bis 2020 weitere 100.000 Kita-
Plätze aus Mitteln des Bundes. 

Gleichzeitig beteiligt sich der Bund mit 
dem Gute-KiTa-Gesetz erstmals in einer 
Größenordnung von 5,5 Milliarden Euro 
bis 2022 an der Weiterentwicklung der 
Qualität in der Kindertagesbetreuung. 
Damit bekennt er sich zu dem Ziel, dauer-
haft und verlässlich die frühkindliche Bil-
dung in Deutschland zu unterstützen. Das 
Gesetz sieht vor, dass jedes Bundesland 
individuell bei der Weiterentwicklung der 
Qualität der Kinderbetreuung unterstützt 
wird - je nach Ausgangslage und Bedarf. 

Gute Kitas dürfen zudem kein Privileg 
wohlhabender Familien sein. Das Gesetz 
sieht daher vor, dass eine bundesweit 
verpflichtende soziale Staffelung der 
Elternbeiträge eingeführt wird. So haben 
Empfänger*innen von Sozialleistungen 
schon heute den Anspruch, von Kita-
gebühren befreit zu werden. Wer aber 
arbeitet und nur ein geringes Einkommen 
erzielt und deshalb Kinderzuschlag oder 
Wohngeld bezieht, darf nicht mit hohen 
Kitagebühren belastet werden. Künftig 
werden deshalb überall in Deutschland 
alle Kinderzuschlags- und Wohngeldemp-
fänger von den Gebühren befreit sein.

Denn gerade bei der frühkindlichen Bil-
dung zeigen sich markante Unterschiede, 
z.B. bei Kindern aus Zuwandererfamilien. 
Sie gehen später und seltener in die Kita 
oder Kindertagespflege. Zwar ist ihre 
Betreuungsquote in den letzten Jahren 
gestiegen, aber sie liegt weiterhin deut-

lich unter der von Kindern ohne Migrati-
onshintergrund8.

Hier setzen wir mit unserem Programm 
»Kita-Einstieg: Brücken bauen in frühe 
Bildung« an, das neuzugewanderte Fami-
lien ansprechen und ihnen den Zugang 
zu staatlichen Betreuungs- und Förder-
angeboten erleichtern soll. Gefördert 
werden niedrigschwellige Angebote für 
Kinder und Familien, um den Einstieg in 
das deutsche System der frühkindlichen 
Bildung, Betreuung und Erziehung zu 
ermöglichen bzw. die Unterstützung und 
Qualifizierung pädagogischer Fachkräfte, 
um bedarfsgerechte Angebote aufzu-
bauen und umzusetzen. Zielgruppe sind 
dabei Kinder und Familien, die bisher 
noch nicht von der Kindertagesbetreuung 
als Form der institutionellen Betreuung 
profitieren, dazu gehören auch Familien 
mit Fluchthintergrund.9 

Kinder knüpfen schnell untereinander 
Kontakt und lernen spielend voneinander 
und miteinander – auch die Sprache. Des-
halb haben wir unser Programm »Sprach-
Kitas - Weil Sprache der Schlüssel zur Welt 
ist« deutlich aufgestockt. Es geht um die 
Förderung alltagsintegrierter sprachli-
cher Bildung, inklusiver Pädagogik sowie 
um die Zusammenarbeit mit Familien in 

den Kitas. Das Programm richtet sich an 
Kindertageseinrichtungen, die von einer 
großen Zahl von Kindern aus bildungsbe-
nachteiligten Familien und Familien mit 
nicht-deutscher Herkunftssprache be-
sucht werden.10 Insgesamt stellt der Bund 
für die Programme »Sprach-Kitas« sowie 
»Kita-Einstieg« im Zeitraum zwischen 
2016 und 2020 Mittel im Umfang von bis 
zu einer Milliarde Euro zur Verfügung.

Wir müssen die Eltern erreichen. Denn 
ohne die Eltern steht man auf verlorenem 
Posten. Hat man sie aber an seiner Seite, 
kann man unglaublich viel erreichen. Die 
Nachfrage von Eltern nach Informationen 
über Bildungszugänge, Bildungs- und För-
derangebote ist ungebrochen groß. Viele 
Eltern wünschen sich mehr Unterstüt-
zung, um ihre Kinder auf ihrem Bildungs-
weg begleiten zu können.
Diesem Ziel dient unser Programm 
»Elternchance II –Familien früh für 
Bildung gewinnen«. 12.000 Fachkräfte 
der Familienbildung wurden bundesweit 
fortgebildet, um auf neuzugewanderte 
und bildungsferne Familien zuzugehen. 
Sie beantworten Fragen zu unserem 
Bildungssystem, zu Unterstützungs-
strukturen für Familien und stehen den 
Familien mit Rat und Tat zur Seite: Bei der 
Suche nach einer geeigneten Kita bis hin 

Die BAMF- Studie über muslimische 
Familien6 hat herausgefunden, dass bei 
der Frage, ob unter sechsjährige Kinder in 
einer Kita angemeldet werden, religiöse 
Erwägungen eine untergeordnete Rolle 
spielen. Der Kita-Besuch ist vielmehr auf 
die gleichen Merkmale zurückzuführen 
wie auch bei nicht muslimischen Kindern: 
Dies sind neben dem Alter vor allem 

der Erwerbsstatus der Mutter. Und die 
Studie hat ein weiteres spannendes 
Ergebnis: Vorschulische Kinderbetreu-
ungsangebote erfahren insgesamt 
eine hohe Akzeptanz bei muslimi-
schen Eltern. 

Gleichzeitig dürfen wir nicht die Augen 
verschließen, dass türkei- und arabisch-
stämmige Eltern, also überwiegend 
Muslime, weiterhin mit Schwierigkeiten 
der Akzeptanz, auch der Diskriminierung, 
zu kämpfen haben. Antimuslimischer Ras-
sismus ist kein Problem der muslimischen 
Familien, sondern der gesamten Gesell-
schaft. Das BMI registriert für 2018 einen 
leichten Rückgang der islamfeindlich mo-
tivierten Angriffe bei einer gestiegenen 
Zahl an Verletzten7, vermutlich als Folge 
der rechtsextremen Ausschreitungen in 
Chemnitz. Hass zieht Hass nach sich. Die 
Spirale können wir nur durchbrechen, 
wenn wir das Verständnis füreinander im 
Alltag fördern.

Dem Bundesfamilienministerium ist es 
gelungen, dass das Bundesprogramm 
»Demokratie leben!« fortgeführt und wei-
terentwickelt wird. Mit dem Programm 
werden Initiativen, Vereine und engagier-
te Bürger*innen gefördert, die sich für ein 
vielfältiges, gewaltfreies und demokrati-
sches Miteinander einsetzen.

Es ist eine der gesellschaftspolitischen 
Zukunftsaufgaben, für mehr Teilhabe, 
Bildungs- und Chancengerechtigkeit zu 
sorgen. Wir müssen alle Kinder optimal 
fördern, egal woher sie kommen und 
welche Religion sie haben. Es geht darum, 
dass alle Talente in unserem Land die 
Chance haben, sich zu entwickeln. 

Die beste Förderung ist frühe Bildung. 
Bund, Länder und Kommunen haben 
hier bereits vieles auf den Weg gebracht. 
Immer mehr Kinder unter drei Jahren 
besuchen eine Kita, eine Tagesmutter 
oder einen Tagesvater. Allein die Zahl 
der betreuten Kinder unter Drei hat sich 

6 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2017): Vorschulische Kinderbetreuung aus Sicht  
muslimischer Familien. Working Paper 78.

7 40 für 2018, siehe https://www.zeit.de/politik/deutschland/2018-12/fremdenhass-angriffe- 
muslime-moschee-anzahl

8  Die Betreuungsquote bei den 0- bis 3-jährigenKindern beträgt 20 % bei Kindern mit Migrations-
hintergrund, aber 40 % bei Kindern ohne Migrationshintergrund (Quelle: Kinder- und Jugendhilfe - 
statistik 2017).

9   Förderzeitraum April 2017 bis Ende 2020 für  154 Vorhaben, Förderhöhe bis zu 150.000 Euro im Jahr  
pro Standort.

10  Es werden insgesamt über 7.000 zusätzliche halbe Fachkraftstellen in Kitas und in der Fachbetreuung 
gefördert.
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zur Schulauswahl. Und ein im Januar 2017 
neu gestartetes Programm nimmt gezielt 
geflüchtete Familien mit Klein- und 
Schulkindern in den Blick, darunter auch 
viele muslimische Familien. Es ist eng mit 
»Kita-Einstieg« verknüpft. 

Mit dem Starke-Familien-Gesetz werden 
Familien mit geringen und mittleren 
Einkommen künftig stärker finanziell 
unterstützt. Dies ist ein entscheidender 
Beitrag zur Bekämpfung von Kinderar-
mut. Die neuen Leistungen tragen auch 
dazu bei, dass sich Erwerbstätigkeit für 
die Familie auch bei einem kleinen Ein-
kommen lohnt. Deshalb werden nun der 
Kinderzuschlag erhöht und neugestaltet 
sowie die Leistungen des Bildungs- und 
Teilhabepakets verbessert. So fallen 
beispielsweise für die Bezieher dieser Teil-

habeleistung die Eigenanteile der Eltern 
für das gemeinsame Mittagessen in Kita 
und Schule sowie für die Schülerfahrkarte 
weg. In bundesweit 50 Workshops werden 
Elternbegleiter*innen für die Begleitung 
von Familien mit kleinen Einkommen zu 
den neuen Leistungen ausgebildet.

Ich möchte dazu ermuntern, die Perspek-
tive von Einwanderungsfamilien noch 
stärker einzubringen. Auf allen Ebenen: In 
der Elternvertretung in Kita und Schule, im 
Kinder- und Jugendausschuss der Kommu-
ne und in der Gesellschaft. 

Als Bundesfamilienministerium haben wir 
uns vor zwei Jahren in einer Erklärung mit 
Titel »Auf dem Weg zum neuen wir« als Be-
hörde zu mehr Vielfalt und Teilhabe in der 
Einwanderungsgesellschaft verpflichtet.

Wir setzen uns für folgende Ziele ein:
» für mehr Bildungs- und Chancen-

gerechtigkeit für alle Kinder;
» für einen respektvollen, interkulturel-

len Dialog auf Augenhöhe;
» für die Wertschätzung und Anerken-

nung der Potentiale und Fähigkeiten 
aller Menschen, ob mit oder ohne 
Einwanderungsgeschichte;

» für ein weltoffenenes Land; ein Land, 
das allen Familien eine gute Perspek-
tive bietet.

Lassen Sie uns weiter gemeinsam dafür 
streiten. 

Vielen Dank.

Mit dem Thema »muslimische Familien 
und frühkindliche Bildung« greifen Sie 
ein sehr facettenreiches und komplexes 
Thema auf. 

Der Anteil der muslimischen Bevölkerung 
lag Ende 2017 in Deutschland bei 6,1 
Prozent. Die Bildungs- und Aufstiegs-
chancen von Kindern mit Zuwanderungs-
geschichte sind immer noch schlechter 
als von Menschen ohne Zuwanderungs-
geschichte. Nach den Ergebnissen des 
Mikrozensus 2016 sind Personen mit 
Migrationshintergrund im Vergleich zur 
Bevölkerung ohne Migrationshintergrund 
geringer qualifiziert und schlechter in 
den Arbeitsmarkt integriert. Im Jahr 2016 
hatten 13,6 Prozent der Personen mit Mi-
grationshintergrund keinen allgemeinen 
Schulabschluss und 39,3 Prozent keinen 
berufsqualifizierenden Abschluss (ohne 
Migrationshintergrund: 1,8 bzw. 14,1 
Prozent).

Laut einer Studie der Konrad-Adenauer-
Stiftung aus dem Jahr 2017 gehört 
Bildung ohne jeden Zweifel zu den besten 
und effektivsten Integrationsmaßnahmen, 
die man sich vorstellen kann. Pädagogi-
sche Fachkräfte sind Schlüsselpersonen, 
die auch Zugänge zum deutschen Bil-
dungssystem eröffnen und eine verlässli-
che und ressourcenorientierte Begleitung 
sicherstellen. So betreuen hessische Kitas 
und Tagespflegepersonen aktuell rund 
55.500 Kinder unter drei Jahren und über 
199.00 Kinder im Kindergartenalter. Über 

30 Prozent aller U3-Kinder und über 92 
Prozent aller Kinder im Kindergarten-
alter besuchen ein öffentliches Betreu-
ungsangebot. Mehr als die Hälfte (55 
Prozent) verbringen in der Kinderta-
gesbetreuung mehr als 35 Stunden /
Woche und bei rd. 35 Prozent sind es 
sogar mehr als 45 Stunden/Woche. 

Es gibt aber einen Unterschied: 
Im Alter von 0 bis 3 Jahren werden 
in Hessen in 2018 38 Prozent der 
Kinder ohne Migrationshintergrund 
in Kindertagesbetreuung betreut, bei 
den Kindern mit Migrationshintergrund 
sind es 21 Prozent. Im Alter von 3 bis 6 
Jahren liegen die Anteile bei 96 Prozent 
ohne Migrationshintergrund und 87 Pro-
zent mit Migrationshintergrund. Wir alle 
müssen also weiterhin werben für einen 
möglichst frühen Zugang zu den Kitas 
und der Kindertagespflege.
Ein bedarfsgerechtes, qualitätsvolles, 
leicht zugängliches und inklusiv wirken-
des frühkindliches Bildungs- und Betreu-
ungsangebot ist in diesem Kontext von 
herausragender gesellschaftspolitischer 
Relevanz. 

Die Frage stellt sich jedoch: was ist »be-
darfsgerecht«? Was brauchen Kinder, was 
wünschen Familien für sich und ihre Kin-
der? Ist es in diesem Kontext zielführend, 
die Zuschreibung »muslimische« Familien 
zu betonen, um die vielleicht besondere  
Situation dieser »Familienkultur« zu er-
fassen oder verbindet nicht zunächst mal 

Grußwort Cornelia Lange 
Hessisches Ministerium für Soziales und Integration
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alle Eltern dieses eine Anliegen: Sie wollen 
»das Beste« für ihr Kind? Sie wollen gute 
Bildung, sprachliche Förderung, Akzep-
tanz und Wertschätzung – die besten 
Chancen im Leben für ihr Kind.

Inzwischen wissen wir aus der Milieufor-
schung, die in den letzten Jahren die Le-
benswelt von Familien mit Migrationshin-
tergrund genauer in den Blick genommen 
hat, dass sich Migranten-Milieus weniger 
nach ethnischer Herkunft und sozialer 
Lage unterscheiden, »als vielmehr nach 
ihren Wertvorstellungen, Lebensstilen 
und ästhetischen Vorlieben«. In der Popu-
lation der Menschen mit Migrationshin-
tergrund sei eine bemerkenswerte Vielfalt 
von Lebensauffassungen und Lebenswei-
sen festzustellen und der Bezugspunkt 
»Migrationshintergrund« angesichts der 
diversen Lebenswelten letztlich wenig 
aussagekräftig, um die Lebensrealität von 
Migrant*innen zu erfassen. Es gibt also 
nicht DIE muslimische Familie.

Eine ehrliche Inklusionsdebatte braucht 
m. E. gerade auch die Beschreibung 
von Unterschieden, auch die bewusste 
Wahrnehmung der Vielfalt, um dann auch 
das Gemeinsame genauer beschreiben 
zu können. Zuschreibungen hören, sie 
bemerken und sie zu reflektieren, ermög-
licht oftmals erst, sie in ihrer Bedeutung 
zu erkennen und sie zu überprüfen. Die 
Sensibilisierung und Wahrnehmung von 
und die Reflexion über diese unterschied-
lichen »Kulturen« auch in den Fortbil-
dungen zum Bildungs- und Erziehungs-
plan (BEP) des Landes Hessen sind hier 
elementar wichtig für ein interkulturelles 
und inklusives Handeln im pädagogi-
schen Alltag. 
In der Studie »Vorschulische Kinderbe-
treuung aus Sicht muslimisher Famili-
en«, die heute von Frau Dr. Anja Stichs 
vorgestellt wird, wird dem Wunsch der 
Familien, die Teilhabechancen ihrer Kinder 
durch die Nutzung institutionalisierter 
frühkindlicher Bildungseinrichtungen zu 

verbessern, hohe Priorität eingeräumt, 
also in der Tat wollen alle Eltern das Beste 
für ihre Kinder! Es besteht aber durchaus 
das Bedürfnis, dass religiöse und kultu-
relle Besonderheiten selbstverständlicher 
beachtet werden. 

Das ist ein sehr verständliches Anliegen. 
Nach § 3 SGB VIII ist die Jugendhilfe 
gekennzeichnet durch die Vielfalt von 
Trägern unterschiedlicher Werteorien-
tierungen und die Vielfalt von Inhalten, 
Methoden und Arbeitsformen. In Hessen 
gibt es seit Jahren zwei Einrichtungen in 
Wiesbaden und in Frankfurt, die mus-
limisch ausgerichtet sind. Um an dem 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 
arbeiten, braucht es jedoch mehr: Es ist 
entscheidend für die Frage, ob man sich 
zugehörig fühlen kann in einer Gesell-
schaft, dass man auch gehört wird und 
dies etwas bewirkt. 
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Daher wird Hessen mit einem »Dialog-
forum Islam« die Zusammenarbeit mit 
muslimischen Religionsgemeinschaften 
und Verbänden intensivieren und so an 
die seit langem bestehenden regelmäßi-
gen Gespräche mit anderen Religionsge-
meinschaften anknüpfen. Ziel ist es, den 
Austausch in Hessen zu erweitern und 
zu verstärken und sie intensiver in die 
Integrationspolitik der Landesregierung 
einzubinden. Dabei geht es zunächst vor 
allem darum zuzuhören, die unterschied-
lichen Bedürfnisse und Erwartungen zu 
beschreiben und vordringliche Themen 
zu identifizieren. 

Die bekannte Nubbek-Studie1 (Nationale 
Untersuchung zur Bildung, Betreuung 
und Erziehung in der frühen Kindheit) 
hatte das Ergebnis, dass Kinder aus zuge-
wanderten Familien zu den Bevölkerungs-
gruppen gehören, für die eine optimale 
Förderung vor Schulbeginn besonders 
wichtig ist, insbesondere wenn für sie 
Deutsch eine Zweitsprache ist. Jedoch 
zeigte sich, dass gerade diejenigen Kitas 
mit vielen Kindern mit Migrationshinter-
grund eine besonders niedrige Prozess-
qualität aufwiesen. Es bietet sich an, 
gerade diese Einrichtungen besonders zu 
fördern. Und ein zentraler Punkt: Familien 
als Partner gewinnen ist wichtig! 

In diesem Sinne handelt das Land Hessen 
bereits seit Jahren. Wir schaffen zum 
einen quantitative Bedingungen dafür, 
dass Kinder überhaupt den Zugang zu 
den frühkindlichen Angeboten haben 
und unser Ziel ist es andererseits, eine 
hohe Qualität und Professionalität in der 
frühkindlichen Bildung zu gewährleisten. 
Das Land fördert derzeit den gesamten 
frühkindlichen Bereich mit aktuell über 
800 Mio. im Jahr. Neben der Ausweitung 

der Beitragsfreistellung auf den gesamten 
Kindergartenzeitraum erhalten nun die 
Träger mit dem Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB) bei der 
Qualitätsentwicklung zusätzliche finanzi-
elle Unterstützung. 

Das Land Hessen hat bereits 2014 u.a. 
auch die sprachliche Bildung in der Lan-
desförderung nach dem HKJGB verankert 
und stellt seitdem zusätzliche Landesmit-
tel für Tageseinrichtungen mit einem ho-
hen Anteil an Kindern, in deren Familien 
nicht deutsch gesprochen wird oder die 
aus sozial benachteiligten Familien stam-
men (sogenannte Schwerpunkt-Kita-Pau-
schale) zur Verfügung. Ergänzend erhält 
der Träger der Fachberatung, der diese 
Einrichtungen kontinuierlich nach den 
Grundsätzen des Hessischen Bildungs- 
und Erziehungsplans (BEP) und/ oder als 
Schwerpunkt-Kitas berät, eine zusätzliche 
finanzielle Förderung (§ 32b HKJGB).

Mit dem sog. Gute-KiTa-Gesetz (KiTa-
Qualitäts- und Teilhabeverbesserungsge-
setz, KiQuTG) sollen die Qualität sowie die 
Teilhabe bei der Förderung von Kindern 
in der Kindertagesbetreuung bundesweit 
weiterentwickelt werden. Möglicherweise 
kann auch diese Entwicklung das heutige 
Anliegen aufgreifen und befördern. Nur 
so viel dazu aus meiner Sicht: Die Länder 
wählen Maßnahmen aus 10 im Gesetz 
festgelegten Handlungsfeldern aus, je 
nachdem, was im jeweiligen Bundesland 
vorrangig gebraucht wird. Dazu ist das 
Hessische Ministerium für Soziales und 
Integration im Gespräch mit den Verbän-
den. Wir werden weitere Gespräche füh-
ren und schauen, wie wir uns in Hessen 
vereinbaren. Dann wird ein entsprechen-
der Vertrag mit dem Bund geschlossen. 

Das Land Hessen setzt sich weiter für die 
Verbesserung des Zusammenhalts in der 
Gesellschaft ein. Das Herzstück ist für alle 
Fach- und Lehrkräfte im Elementar- und 
Primarbereich. Wir fokussieren auf vorur-
teilsbewusste Bildung, Vielfalt als Chance 
und gelebte Beteiligung – ausdrücklich 
sollen auch Familien – auch muslimische – 
erfahren, dass sie Partner auf Augenhöhe 
sind.
Die Kita kann der »Kitt der Gesellschaft« 
sein! Dort muss ein Modell des Miteinan-
ders von Vielfalt, ein Modell der Wert-
schätzung und Beteiligung aller Men-
schen, ein Modell, das überzeugend die 
Rechte von Kindern und ihren Familien 
ernst nimmt und überzeugend lebt, 
verfügbar sein. Es geht um die Frage, wie 
auch Kinderbetreuung es schafft, Vorbild 
für gesellschaftliches Zusammenleben 
zu sein, wie die Kita für alle Kinder und 
ihre Familien – gleich welcher Herkunft 
und sonstiger »Zuschreibungen« ein 
Vorbild und konkrete Erfahrungswelt sein 
kann zur Einübung von Demokratie und 
Vermittlung grundlegender Rechte und 
Werte. Und das wollen wir auch durch das 
vorerwähnte BEP- Fortbildungskonzept 
unterstützen.

Wir haben es hier mit einem komple-
xen Thema zu tun und daher ist es 
sehr lohnenswert, sich ausführlich und 
begleitet durch fundierte wissenschaft-
liche Expertise mit den verschiedenen 
Fragestellungen der Interessenslagen von 
Familien und Kinderbetreuung auseinan-
derzusetzen. 

Ich wünsche Ihnen gute Diskussionen und 
eine gewinnbringende und erkenntnis-
reiche Tagung. 

1  www.nubbek.de/media/pdf/ 
 NUBBEK%20Broschuere.pdf 
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Begrifflichkeiten und Zugehörigkeiten 

Der Begriff Migrationshintergrund1 macht 
zwar deutlich, wie stark sich die Gruppe 
der »Ausländer*innen« und der Deut-
schen ausdifferenziert hat, ich halte ihn 
jedoch für problematisch. Mein Plädoyer 
wäre, von »Einwander*innen und ihren 
Nachkommen« zu sprechen. Die Bezeich-
nung »Migrationshintergrund«, ursprüng-
lich gedacht als weniger diskriminierende 
Alternative zum Begriff »Ausländer« hat 
letztendlich nur dessen Platz eingenom-
men. Viele, die sich mit Migration beschäf-
tigen, denken es ist allgemein bekannt, 
was der Begriff beschreibt. An den Reakti-
onen beispielsweise meiner Studierenden 
kann ich jedoch erkennen, wie unvoll-
ständig das Wissen in diesem Zusammen-
hang ist. Insbesondere Studierende, die 
selbst oder deren Eltern aus Österreich 
oder Frankreich eingewandert sind, sind 
oft fassungslos, dass sie zu der Gruppe 
derjenigen mit Migrationshintergrund 
zählen. In den Köpfen herrscht das Bild 
vor, Menschen mit Migrationshintergrund 
sind diejenigen, »denen man es ansieht«. 
Nach unserer Definition von Migrations-
hintergrund kommen wir in Deutschland 
auf relativ hohe Zahlen, im Gegensatz zu 
anderen Ländern, wo nur die erste Gene-
ration als Migranten gezählt wird. 

Bezeichnend für die Zuwanderung nach 
Deutschland sind Unterschiede in der 
regionalen Verteilung und in Bezug auf 

die Zuwanderungszeiträume. Diese Un-
terschiede bestehen zwischen Ost- und 
Westdeutschland, zwischen großstädti-
schen und ländlichen Regionen. So leben 
z.B. in Rostock 7 Prozent, im Vergleich 
dazu in Offenbach 54 Prozent Menschen 
mit Migrationshintergrund. Hinzu kom-
men die ungleichen Lebensbedingun-
gen in armen und reichen Kommunen. 
Trotz der politischen Anstrengungen zur 
Verbesserung der disparaten Lebens-
verhältnisse in Deutschland, bleiben 
große Unterschiede zwischen einzelnen 
Kommunen bestehen, bezogen auf ihre 
sozioökonomischen Bedingungen und 
auf ihre Erfahrungen mit Migration. 

Im Alltag wird ganz selbstverständlich 
von Religion und Religiosität gesprochen, 
aber die Soziologie interessiert, in welcher 
Weise genau davon gesprochen wird. Ist 
die offizielle Mitgliedschaft in oder das 
Interesse an einer Religionsgemeinschaft 
gemeint? Ich bin z.B. Mitglied der Evan-
gelischen Kirche, aber es steht nicht auf 
meiner Stirn geschrieben, dass ich Chris-
tin, Protestantin bin. Welche Rolle spielt 
Religion für meine Lebensführung? Wäre 
es für mich in Ordnung, wenn ich primär 
als Christin adressiert würde? Selbstreflek-
tionen können helfen, nachzuspüren, wie 
es Familien oder Personen ergeht, die pri-
mär als muslimisch adressiert werden. Wie 
fühlt es sich für sie an, auf diese religiöse 
Zugehörigkeit, die ganz passiv sein kann, 
reduziert und festgelegt zu werden? 

Also zuerst wird man als Muslim bzw. 
Muslima wahrgenommen und dann 
kommt ganz lange nichts. Ich würde mich 
wehren, wenn mich jemand in erster 
Linie als Christin adressiert, dann wäre ich 
schon lieber Soziologin. 

Es wird deutlich, dass die Fremd- und 
Selbstbilder weit auseinanderdriften 
können. In Bezug auf die Adressierung als 
Muslime beobachten wir eine Verschie-
bung seit dem 11. September 2001. Studi-
en belegen, dass Personen, die vorher als 
arabische oder türkische Personen gese-
hen wurden, seitdem stärker als Muslime 
adressiert werden. Die Menschen selbst 
haben ihre Lebensführung zwar nicht 
verändert, aber sie werden anders zuge-
ordnet. Ob eine mehrfache Zugehörigkeit 
vorliegt, wird dabei nicht berücksichtigt. 

Menschen ordnen sich in der Regel 
verschiedenen Gruppen gleichzeitig zu. 
Eine vielfache oder hybride Zugehö-
rigkeit ist gesellschaftlicher Alltag. Um 
bei mir zu bleiben: Ich bin Soziologin, 
Professorin, Ehefrau, Mutter, ältere Person, 
Süddeutsche, Christin usw. - das bin ich 
gleichzeitig. Je nach Zusammenhang sind 
unterschiedliche Aspekte aktiv. Zum Teil 
gibt es Konflikte zwischen diesen unter-
schiedlichen Zugehörigkeiten und den 
entsprechenden Gruppen. Sich mit dieser 
Vielschichtigkeit auseinanderzusetzen 
und sich zu arrangieren ist ein Kennzei-
chen moderner, offener Gesellschaften. 

Bei Zugehörigkeiten denken wir zunächst 
an den sozialen Nahraum, an die Familie,  
die Nachbarschaft, die eigene Stadt. 
Ob und in welcher Situation wir von 
Zugehörigkeiten zu größeren sozialen 
Einheiten sprechen, hängt davon ab, ob 
wir diese für uns als relevant erachten. 

Zuschreibungen und Ausgrenzungen überwinden – 
Ein soziologischer Blick auf gesellschaftliche  
Teilhabe und Bildungszugänge 
Prof. Dr. Annette Treibel, Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Seit Ende der 1970er Jahre beschäftige ich mich wissenschaftlich mit dem Thema 
Migration – damals hieß es »Ausländerpolitik« - und es irritiert mich immer wie-
der, dass viele Menschen das Thema erst seit 2015 für aktuell halten. Die Migra-
tionsforschung ist seit Jahrzehnten etabliert und hat vieles, was heute als neu 
wahrgenommen wird, schon vielfach benannt und beschrieben. 

Heute besteht politischer Konsens 
darüber, dass Deutschland ein Einwande-
rungsland ist. Einwanderung ist jedoch 
nur ein Faktor gesellschaftlicher Entwick-
lung. Auch die Folgen der Wiederverei-
nigung und ihre tiefgreifenden Verän-
derungen beeinflussen die Gesellschaft 
nachhaltiger als oft vermutet. Auf vielen 
Ebenen sind die Unterschiede zwischen 
Ost und West sichtbar. Daneben sind es 
weitere Faktoren wie die Veränderungen 
von Familienstrukturen oder die zuneh-
mende Globalisierung und Digitalisie-
rung, die die gesellschaftliche Entwick-
lung beeinflussen. Sichtbar ist dies zum 
Beispiel an der Entwicklung des Verbands-
namens. Von der Interessengemeinschaft 
der mit Ausländern verheirateter deut-
scher Frauen (IAF e.V.) hat sich der Verein 
zum Verband binationaler Familien und 
Partnerschaften gewandelt. Zunächst war 
Ehe das Thema und es waren deutsche 
Frauen, die Ausländer heiraten. Migrati-
onshintergrund, Einwanderung, Binatio-
nalität kamen nicht vor. Der Verband hat 
in den Jahrzehnten seiner Existenz viele 
Wandlungen durchlaufen, die auch ein 
Abbild des gesellschaftlichen Wandels in 
Deutschland sind. 

Vom Vorzug  
einer längerfristigen Perspektive 

Im Vergleich zu einer politischen oder me-
dialen Perspektive, die oft nur kurzfristige 
Prozesse und Veränderungen berück-
sichtigt, ist die soziologische Perspektive 
langfristiger ausgerichtet. Für viele war 
2015 die wichtigste Frage, wie kommen 
wir mit den vielen Zuwander*innen 
zurecht? Dabei wurde vergessen, dass 
Migration kein neues Phänomen ist, dass 
es eine Vorgeschichte gibt, z.B. die Gast-
arbeiterzuwanderung, die Auswanderung 
aus Deutschland, die Rückwanderung 
aus Deutschland von ganz verschiedenen 
Personengruppen seit spätestens Ende 
des 19. Jahrhunderts. 

Bei einer Vortragsreise in Chile, wo ich 
meinen Ansatz »Integration als Projekt für 
alle« vorstellte, habe ich ähnliches gehört 
wie hier: Migrant*innen sind immer »die 
Anderen« und es gibt keine automa-
tische Solidarität von alten mit neuen 
Migrant*innen, wie man sich das gerne so 
vorstellt. Das ist also kein typisch deut-
sches Phänomen. 

Im öffentlichen Diskurs geht es im-
mer wieder um das Thema »Wie sind 
Migrant*innen? Wie sind sie wirklich? Das 
interessiert die Menschen, sie wollen ein 
Rezeptwissen darüber haben, wie man 

mit diesen Menschen umgeht. So als gäbe 
es eindeutige Handlungsempfehlungen.. 
Das gilt für Chile ebenso wie für Deutsch-
land. In Deutschland kommt noch das spe-
zifische Interesse an den »muslimischen 
Frauen« hinzu. Als Soziologin kann ich 
dieses Rezeptwissen nicht geben und ich 
will es auch nicht. Ich spreche über Struk-
turen, über gesellschaftliche Zusammen-
hänge, in denen Menschen sich bewegen. 
Aber ich spreche nicht als Psychologin, 
Pathologin oder Anthropologin, das ist 
nicht mein Arbeitsbereich. Mein Thema 
sind vielmehr die gesellschaftlichen Wi-
dersprüche und Uneindeutigkeiten.

Was viele beunruhigt – Stichwort 
Rechtspopulismus, Rassismus, mediale 
Diskurse, das kenne ich gut aus persön-
licher Erfahrung. Dabei geht es nicht 
immer freundlich zu. Als Soziologin richtet 
sich mein Blick jedoch auf die gesamt-
gesellschaftlichen Zusammenhänge 
dahinter. Mich interessiert, warum das 
gerade jetzt passiert. Ist diese Entwick-
lung ein Abbild der dramatischen gesell-
schaftlichen Veränderungen, von denen 
ich vorher gesprochen habe – eine nicht 
lineare Entwicklung, ein Pendelausschlag? 
Gibt es so viel Gegenwehr gegen Zuwan-
derung, weil es eine relevante positive 
Entwicklung in Bezug auf Migration und 
Teilhabe gibt? Als Zivilisationstheoreti-
kerin wünsche ich mir natürlich, dass es 
einfach immer so weitergeht mit dem 
Fortschritt, aber das ist nicht zu erwarten. 
Vielmehr werden Menschen, die ihre 
Privilegien gefährdet sehen, versuchen, 
diese zu schützen und Abwehrhaltungen 
einnehmen. Das können wir beim Thema 
Einwanderung ebenso sehen wie beim 
Thema Geschlechterverhältnisse. 

1 Vgl. hierzu die aktuelle Pressemeldung des Statistischen Bundesamtes vom 21. August 2019, wonach 
2018 jede*r vierte Person in Deutschland einen sog. Migrationshintergrund hat. Eine Person hat dann 
einen „Migrationshintergrund“, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher 
Staatsangehörigkeit geboren wurde (https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoel-
kerung/Migration-Integration/_inhalt.html; Zugriff am 30.08.2019).  
Zu Genese und Kritik des Begriffs vgl. den Artikel von Anne-Kathrin Will (2018): Wie werden Zuwanderer 
und ihre Nachkommen in der Statistik erfasst? (https://mediendienst-integration.de/artikel/wer-hat-
einen-migrationshintergrund.html; Zugriff am 30.08.2019).
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wir lange genug zurückgehen, haben wir 
alle Wurzeln von irgendwo her, wie es der 
Migrationsforscher Klaus Jürgen Bade4 
formuliert. 

Über 50 Prozent der Menschen mit Migra-
tionshintergrund besitzen die deutsche 
Staatsangehörigkeit. Diese hohe Zahl 
macht deutlich, dass Deutschland zum 
Einwanderungsland geworden ist. Aber 
die »Neuen Deutschen« können nur nach-
rücken, wenn die »Alten Deutschen« die 
immer wieder eingeforderte Integration 
und eben auch stattgefundene Integrati-
on auch anerkennen. Insgesamt scheinen 
wir uns zurzeit in einer gesellschaftlichen 
Übergangsphase zu befinden, wo nicht 
nur Expert*innen, sondern ein wachsen-
der Teil der Bevölkerung zunehmend gut 
informiert ist und sich damit anfreunden 
kann, in einem Einwanderungsland zu 
leben. 

Zur gesellschaftlichen Funktion von 
Zuschreibungen und Ausgrenzungen 

Menschen einzuordnen und zu kategori-
sieren, hilft im Alltag, es reduziert Kom -
plexität. Wir schaffen neue Gruppierun-
gen, zu denen wir eigene Haltungen 
entwickeln. Das muss mit einer bestimm-
ten Person, die dieser Gruppe zugeordnet 

wird, überhaupt nicht im Zusammenhang 
stehen. Wenn ich z.B. nachts unterwegs 
bin, mich nicht sicher fühle, weil mir 
jemand entgegenkommt, den ich als 
nicht vertrauenswürdig einstufe, dann 
führe ich keine soziologische Befragung 
durch, um zu überprüfen, ob diese Person 
tatsächlich vertrauenswürdig ist. Ich treffe 
einfach eine Zuordnung und entscheide, 
dass ich lieber die Straßenseite wechsele 
und nehme dabei in Kauf, dass ich dieser 
Person vielleicht vollkommen unrecht tue. 

Oft erfolgen Zuschreibungen und 
Ausgrenzungen, um eigene Privilegien 
abzusichern. Wenn ich eine muslimische 
Frau als unterdrückte Frau adressiere, 
dann hat das zwar oft etwas mit Rassis-
mus oder Sexismus zu tun, aber es hat vor 
allem damit zu tun, dass ich mich z.B. als 
nicht unterdrückte Frau davon abheben 
kann. Dadurch sichere ich den eigenen, 
den höheren Status. So erklären sich auch 
die starken Stimmen aus emanzipierten 
Kreisen, die vor allem muslimischen Män-
nern Rückständigkeit und Gewalttätigkeit 
attestieren. Dahinter steht die Überzeu-
gung, dass in Deutschland Emanzipation 
erfolgreich stattgefunden hat. Man benö-
tigt die Abgrenzung von tatsächlich oder 
vermeintlich »rückständigen« Milieus, um 
sich selbst aufzuwerten.

Argumentationen dieser Art halten em-
pirischen Überprüfungen nicht stand. 
Untersucht man beispielsweise das Phä-
nomen Gewalt in der Familie, dann wird 
deutlich, dass Gewalt in der Familie kein  
Kennzeichen von Einwandererfamilien ist. 
Aber diese Tatsache rückt in den Hinter -
grund, wenn eine wertende Unterschei-
dung zwischen dem »wir« und den 
»anderen« vorgenommen und in den 
Vordergrund gerückt wird. 

Im Grunde geht es um gesellschaftliche 
Machtpositionen. Es geht darum, wer 
bestimmt, wer sich wo aufhalten darf, 
welche Sprache gesprochen wird. Wer 
darf mitbestimmen, wie medial diskutiert 
wird oder wie die Repräsentation in Parla-
menten, in Ministerien, in Zeitungsredak-
tionen aussehen soll? In diesem Bereich 
liegen die zentralen gesellschaftspoliti-
schen Aufgaben, die anstehen. 

Integrationsparadox5 

Im öffentlichen Diskurs steht die Integra-
tionsfähigkeit im Mittelpunkt, es geht 
entweder darum, Integration einzufor-
dern oder sie zu unterstützen. Gleichzeitig 
haben wir nicht im Blick, dass Integra-
tion vielfach bereits gelungen ist und 
weiterhin tagtäglich gelingt. Langfristig 
gesehen hat sich die offene Gesellschaft 
etabliert und eben daraus – nicht aus 
ihrem Scheitern – entstehen Konflikte und 
Gegenbewegungen. Die zentrale Heraus-
forderung dabei ist es, das Potential in 
diesen Konflikten zu sehen und konstruktiv 
zu nutzen. Das Integrationsparadox, wie 
ich es bezeichne, geht damit einher, dass 
Konflikte mit erfolgter Integration nicht 
weniger werden, sondern in sich in Teilbe-
reichen sogar verstärken. Deutschland hat 
sich verändert – das wird vielfach unter-
schätzt. Ehemalige Eingewanderte gehö-
ren mittlerweile dazu, sie übernehmen die 
Definitionsmacht über sich selbst, z.B. die 
Neuen Deutschen Medienmacher und all 
die anderen, die sagen, wir sind jetzt hier, 
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Für viele Menschen in Deutschland ist 
die Zuge hörigkeit zu einer Region oder 
Stadt von hoher Relevanz. Ein Beispiel: 
Viele Menschen aus Baden-Württemberg 
verstehen sich in erster Linie als Schwa-
ben oder Badener und nicht als Baden-
Württem berger. Menschen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit und türkischen 
Wurzeln sehen sich z.B. zuerst als Berliner 
oder Schwaben und dann erst als Türken, 
Deutschtürken, Turko-Deutsche oder 
Deutsche – je nachdem welcher Fokus 
ihnen wichtig ist. 

Kategorien zu bilden und damit eine 
gesellschaftliche Zuordnung herzustellen, 
zählt zu den Aufgaben der Soziologie. Wa-
ren es früher Klassen- oder Schichtzuge-
hörigkeit, so sind es heute gesellschaftli-
che Milieus: Menschen differenzieren sich 
nach Lebensstilen aus, danach, welchen 
Sport sie machen, welcher Gemeinschaft 
sie angehören, wie sie sich selbst auch 
in ihrer Werteorientierung platzieren. 
Bekannt sind die Milieumodelle des Sinus-
Instituts. Die bekannten »Kartoffelgrafi-
ken« basieren auf vertikal und horizontal 
angeordneten sozialen Milieus2. Dieses 
Modell wird – ungeachtet seiner kommer-
ziellen Grundlegung – im wissenschaftli-
chen und gesellschaftspolitischen Diskurs 
vielfach herangezogen. 

Teilhabe und Bildungszugänge 

Wird Menschen aufgrund ihres Migrati-
onshintergrundes und/oder ihrer Religion 
systematisch der Zugang zu Bildung 
verwehrt? Mit dieser Frage beschäftigen 
sich die Sozialwissenschaften seit Jahren. 
Dabei wird immer wieder folgendes 
Beispiel zitiert: die Situation eines musli-
mischen Jungen aus einer Arbeiterfamilie 
wird in Bezug auf eine Benachteiligung 
im Bildungssystem mit der Situation eines 
katholischen Mädchens vom Lande in den 
1960-er Jahren verglichen. Ich sehe den 
Vergleich kritisch. Geht es um den Gen-
deraspekt Mädchen versus Jungen oder 

geht es um den Religionsaspekt? War 
katholisch sein damals ähnlich virulent 
wie heute muslimisch sein? Und wie ist 
ländliche Herkunft in Relation zu Arbeiter-
familie zu gewichten? 

Der politische Auftrag damals wie heute 
lautet, Bildungszugänge ermöglichen 
und Teilhabe stärken. Allein der Auftrag 
besagt, dass es ein Teilhabeproblem 
aufgrund bestimmter Gruppenmerkmale 
gibt. Mehrere Studien3 belegen, dass die 
Milieuzugehörigkeit und damit die soziale 
Herkunft einen sehr großen Prognosewert 
darüber hat, wie sich der Bildungsverlauf 
gestaltet. Ethnische oder nationale Her-
kunft allein wirken sich dagegen geringer 
auf die Bildungskarriere aus. 

Es wird viel darüber diskutiert, was alles 
nicht funktioniert im Bildungsbereich, 
bei der Integration. Das zu thematisieren 
ist politisch wichtig und richtig. Aber 
vielfach gelingt Integration, sie verläuft 
ruhig und unspektakulär. Solche positiven 
Botschaften können eine Provokation für 
Menschen mit Ressentiments gegenüber 
Zuwanderung sein. Ihre Prophezeiungen, 
dass nach 2015 gewissermaßen die Ge-
sellschaft im Chaos versinke, sind so nicht 
eingetroffen. Zugewanderte bringen sich 
ein, engagieren sich, sie kommen zurecht, 
haben auch Erfolg und steigen gesell-
schaftlich auf. 

Alte Deutsche und Neue Deutsche 

Wenn Menschen ihre Vielfachzugehörig-
keiten offensiv vertreten, sich als Deut-
sche verstehen und dies einfordern, dann 
irritiert das diejenigen, die nach Eindeu-
tigkeit verlangen, denen Veränderung 
Angst macht. Dass Deutsch-Sein auch 
einen Prozess des Deutsch-Werdens be-
schreibt, ist nicht kompatibel mit rechten 
Ideologien, die ein statisches Verständnis 
von Nationalität und Deutsch-Sein ver-
treten. Dem Versuch, dies historisch zu be-
gründen, fehlt jedoch die Substanz. Wenn 
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wir wollen mitbestimmen und wir wollen 
auch Machtpositionen einnehmen. Es gibt 
mittlerweile eine ‚migrantische Mittel-
schicht‘. Dies wird nun nicht als Integrati-
onserfolg gefeiert, sondern von vielen als 
Bedrohung gesehen. Das gewohnte Bild 
vom »Anderen« gilt plötzlich nicht mehr, 
es ist nicht mehr sicher, dass eine Person 
mit türkischem Namen Gemüse verkauft 
oder als Putzkraft arbeitet. 

Neue Machtverhältnisse? 

Über Macht zu sprechen ist immer unbe-
quem. Betrachtet man z.B. die Zuschrei-
bungen im Bereich der Geschlechterbe-
ziehungen näher, so zeigt sich, dass 
traditionalistische Lebensformen nicht 
nur auf bestimmte Einwandererfamilien 
bezogen werden können. Es gibt bei ein-
gewanderten Familien ebenso egalitäre 
Lebensformen und Paarbeziehungen 
und bei Nicht-Einwandererfamilien gibt 
es auch Rückwärtsbewegungen hin zu 
traditionellen Lebensformen. Wir haben 
es nicht mit einer einheitlichen Entwick-
lung, sondern vielmehr mit Pendelbewe-
gungen zu tun, die einmal in die eine und 
einmal in die andere Richtung weisen. 

Ein weiteres Phänomen umschreibt die 
Geschlechterforschung mit dem Begriff 
der »rhetorischen Modernisierung«6. Hier-
bei geht es darum, dass zwar rhetorisch 
einer Modernisierung zugestimmt wird, 
aber die Modernisierung selbst nicht um-
gesetzt wird. Bei Befragungen von jungen 
Männern dazu, wie sie sich ihre eigene 
Paarbeziehung in der Zukunft vorstellen, 
kam es zu einem ernüchternden Ergeb-
nis: Ja, Emanzipation finden alle richtig 
und wichtig, aber nicht bei der eigenen 
Partnerin. Deutlich wurde dies erst bei 
der Befragung als es um die konkreten 
Vorstellungen zur Arbeitsteilung in der 
eigenen künftigen Paarbeziehung ging. 

Eine neue Trennlinie, die interessant 
werden könnte, sehe ich zwischen »Libe-
ralen« und »Illiberalen«. Ich nutze diese 
Begriffe eher als Arbeitstitel. Der Begriff 
»illiberale Demokratie« ist vielleicht be-
kannt, er wird derzeit im osteuropäischen 
Kontext verwandt, etwa in Ungarn. Ich 
beobachte, dass sich an solchen Trenn-
linien neue Milieus finden. In diesem Zu-
sammenhang noch ein Beispiel aus dem 
Bereich der frühkindlichen Bildung. Bei 
der Bereitschaft von Eltern, unter 3-Jäh-
rige in eine Kita-Betreuung zu geben, 
beobachtet man durchaus eine gewisse 
Distanz von muslimischen Familien. Eine 
solche Distanz findet sich aber auch in be-
stimmten christlichen Milieus, wo gesagt 
wird: Wir halten diese frühe Fremdbetreu-
ung für schwierig. Solche Einstellungen 
entstehen religionsübergreifend aufgrund 
politischer Einstellungen oder bestimmter 
Familienleitbilder. 

Zuschreibungen und Ausgrenzungen 
überwinden 

Wie geht das? Ich möchte für eine sozio-
logische Sachlichkeit werben, mich dafür 
aussprechen, soziologische Erkenntnisse 
und Argumentationen stärker in den 
Alltag zu übernehmen, damit zu experi-
mentieren. 

Dazu ein Beispiel: Wenn ich mich in einer 
fremden Stadt verlaufen habe, dann hole 
ich eben nicht das Smartphone hervor, 
sondern sehe mich nach einer Person um, 
die sich ganz selbstverständlich auf der 
Straße oder an der Haltestelle bewegt, die 
sich offensichtlich auskennt. Und dann 
wähle ich eine solche Person, die für mich 
einheimisch wirkt, aber vom Aussehen her 
als migrantische Person adressiert wird, 
und frage sie nach dem Weg. Es ist faszi-
nierend, die Reaktionen sind immer sehr 
positiv, nach dem Motto: Ich werde als 
einheimisch, als dazugehörend gesehen. 

Wenn wir Zuschreibungen und Ausgren-
zungen reduzieren wollen, dann ist es aus 
meiner Sicht hilfreich, positive Erfah-
rungen stärker zu thematisieren. Darauf 
hinzuweisen, welche Entwicklungen 
erfolgt sind, auf welche gelungenen Bei-
spiele man zurückgreifen kann. Wichtig 
ist, Konflikte nicht zu meiden, weil man 
sich davor scheut. Sie gehören dazu und 
können auch integrationsstiftend sein, 
wenn sie friedlich ausgetragen werden. 
Und nicht zuletzt Geduld haben und 
selbstbewusst die eigenen Erfahrungen, 
die eigenen Leistungen erzählen. 

Sich zu fragen, mit welchen Zuschreibun-
gen ich selbst agiere, ist dabei immer ein 
erster Schritt. 

Vielen Dank. 
6 Diese treffsichere Formulierung stammt von der Geschlechtersoziologin Angelika Wetterer, vgl. Angelika 

Wetterer (2013): Das erfolgreiche Scheitern feministischer Kritik: rhetorische Modernisierung, symbolische 
Gewalt und die Reproduktion männlicher Herrschaft. In: Appelt, Erna u.a. (Hg.): Gesellschaft. Feministische 
Krisendiagonsen. München: Westfälisches Dampfboot, S. 246-266.

Wie kann eine Sensibilisierung für 
vorurteilsbewusste frühkindliche Erzie-
hung gelingen? 

Prof. Dr. Annette Treibel: 
Kinder aus Einwandererfamilien werden oft 
unterschätzt, als defizitär wahrgenommen. 
Es muss darum gehen ihre Potenziale zu 
erkennen, sie stark zu machen. Im Zweifels-
fall lieber von einem Kind zu viel verlangen 
als zu wenig, Kindern etwas zutrauen zeigt 
auch, dass wir sie wertschätzen. Und sie 
müssen die Möglichkeit haben, dass sie 
sich wehren können, dass es legitim ist, 
Zuschreibungen zurückzuweisen. Dafür 
braucht es Regeln und Respekt. Es geht 
aber vor allem um eine wertschätzende 
Haltung verbunden mit einer bedarfsge-
rechten Unterstützung. Und dies muss 
auch ein zentraler Aspekt in der Aus- und 
Weiterbildung der Fachkräfte werden.

Sie weisen in Ihrem Beitrag auf die 
Machtverhältnisse als besonders 
wichtigen Aspekt gesellschaftlicher 
Ausgrenzung hin. Warum sprechen 
Sie nicht mehr über Rassismus als 
zentrales Element in Machtstrukturen 
und Herrschaftsverhältnissen? Wovon 
sprechen Sie, wenn Sie von Rassismus 
sprechen und warum haben Sie das 
heute relativ wenig getan?

Prof. Dr. Annette Treibel: 
Ich mache das bewusst so. Im Alltag nehme 
ich Rassismus wahr als eine Degradierung 
und Abwertung von Menschen aufgrund 
bestimmter Merkmale, die man ihnen 
zuschreibt oder die man meint ihnen an-
zusehen. Das ist für mich ein gesellschafts-
politisches Problem, aber es ist nicht mein 
wissenschaftlicher Bereich. Wenn ich mich 
wissenschaftlich zu Rassismuskritik oder 
Rassismus und Diskriminierungsstruktu-

ren äußere, dann bin ich auf Kolleg*innen 
angewiesen, die dazu Erfahrung haben 
und empirische Studien durchführen. Auch 
wenn ich Rassismus nur am Rande the-
matisiere, heißt das nicht, dass ich ihn für 
irrelevant halte. Mein Schwerpunkt ist der 
soziologische Blick auf die Machtebene, zu 
der natürlich auch Rassismus gehört. Mich 
interessiert, wie erfolgreich oder erfolglos 
Menschen ihre Privilegien verteidigen. Da-
bei ist Rassismus nur ein Mechanismus, den 
sie einsetzen. Als Migrations- und Gender-
forscherin sind es vor allem die Parallelen 
der Prozesse in den beiden Bereichen, die 
mich beschäftigen: der Versuch der De-
gradierung von Eingewanderten und der 
Versuch der Degradierung von Frauen, das 
in Frage stellen von Gleichwertigkeit. Es ist 
also im Grunde eine akademische Entschei-
dung, mich nicht speziell mit Rassismus zu 
beschäftigen.

STIMMEN AUS DEM PUBLIKUM 
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In dem Vortrag »Vorschulische Kinderbe-
treuung aus Sicht muslimischer Familien« 
werden Ergebnisse aus der Studie »Musli-
misches Leben in Deutschland 2016 (MLD 
2016)« vorgestellt. Im Rahmen der Studie 
wurden 2.045 muslimische Religionsange-
hörige mit einem Migrationshintergrund 
aus Iran, dem Nahen Osten, Nordafrika, 
Südosteuropa, Südasien, Südostasien und 
der Türkei telefonisch befragt, darunter 
336 Familien mit mindestens einem Kind 
unter sechs Jahren. Behandelt wurden 
zum einen die Nutzung vorschulischer 
Kinderbetreuungsangebote durch 
muslimische Familien und zum anderen 
Erwartungen an die Ausstattung.

Die Analysen zeigen, dass vorschulische 
Kinderbetreuungsangebote für Kinder im 
Kindergartenalter von muslimischen Fa-
milien in hohem Maße akzeptiert werden. 
Fast 90 Prozent der drei- bis unter sechs-
jährigen Kinder werden extern betreut. 
Krippen für jüngere Kinder unter drei 
Jahren werden indessen seltener genutzt. 
Das Alter des Kindes erweist sich auch 
bei Berücksichtigung weiterer Faktoren 
als zentrale Einflussgröße. Dies ist keine 
Besonderheit von muslimischen Familien, 
sondern ein auch aus anderen Studien 
bekannter Befund. Gleichwohl zeichnet 
sich ab, dass muslimische Eltern ihr Kind 
tendenziell länger ausschließlich zu Hause 
betreuen als Eltern ohne Migrationshin-
tergrund.

Ein weiteres Ergebnis ist, dass religiöse 
Erwägungen die Entscheidung muslimi-
scher Eltern, ob ein externes Betreuungs-
angebot wahrgenommen wird, nicht 
beeinflussen. Entsprechende im öffent-
lichen Diskurs geäußerte Annahmen 

lassen sich auf Basis der erhobenen Daten 
nicht bestätigen. So wirken sich weder 
die selbst eingeschätzte Gläubigkeit der 
befragten muslimischen Eltern noch das 
Geschlecht des Kindes aus. Das bedeutet: 
Kinder gläubiger Eltern werden bei sonst 
gleichen Voraussetzungen ebenso häufig 
in einer Kita angemeldet wie Kinder 
wenig gläubiger Eltern, und Mädchen 
ebenso häufig wie Jungen. 

Zentrales Anliegen muslimischer Eltern 
ist vielmehr, durch den Kita-Besuch das 
gesellschaftliche Miteinander ihrer Kinder 
zu fördern und ihre Teilhabechancen zu 
verbessern. 96 Prozent der befragten 
muslimischen Eltern sind sehr oder eher 
dafür, dass in vorschulischen Kinderbe-
treuungseinrichtungen die deutschen 
Sprachkenntnisse der Kinder gefördert 
werden. Ein ebenso hoher Anteil hält es 
für wichtig, dass in der Kita Kontaktmög-
lichkeiten zu Kindern ohne Migrations-
hintergrund bestehen. 

Auch wird deutlich, dass viele der befrag-
ten muslimischen Eltern vorschulische 
Kinderbetreuungsangebote wahrneh-
men, obgleich in diesen kaum auf religi-
öse oder kulturelle Belange eingegangen 
wird. Zwar werden in immerhin 63 Pro-
zent der genutzten Einrichtungen Speisen 
angeboten, die die Einhaltung islamischer 
Speisegebote erlauben. Sehr viel seltener 
wird das Kennenlernen unterschiedlicher 
religiöser Traditionen und Glaubens-
richtungen gefördert (20 Prozent) oder 
muslimische bzw. alevitische Feste 
gefeiert (10 Prozent). 

Die Rückfrage über die Wichtigkeit sol-
cher Angebote verdeutlicht, dass diese 
durchaus gewünscht werden. Ihnen wird 
allerdings eine deutlich geringere Bedeu-
tung beigemessen als der Förderung des 
gesellschaftlichen Miteinanders und der 
Teilhabechancen der Kinder.

Auf Basis der Ergebnisse spreche ich die 
Empfehlung aus, insbesondere kürzlich 
zugewanderte Eltern gezielter über Krip-
penangebote für Kinder von unter drei 
Jahren zu informieren und gegebenen-
falls bei den Anmeldeformalitäten zu un-
terstützen. Weiterhin sollten kultur- und 
religionsspezifische Bedürfnisse im Kita-
Alltag als Antwort auf zunehmend hete-
rogen zusammengesetzte Kindergruppen 
selbstverständlich Berücksichtigung 
finden. Weiter möchte ich anregen, den 
respektvollen Umgang mit Unterschieden 
als Bestandteil des Erziehungskonzepts 
in Kitas aufzunehmen und hierdurch den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt bereits 
in der Früherziehung zu fördern. 

»Vorschulische Kinderbetreuung 
aus Sicht muslimischer Familien« 
Dr. Anja Stichs, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Nürnberg 
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» Die telefonische Befragung zur Studie 
basiert auf einer Stichprobenziehung 
aus dem Telefonbuch nach einem na-
mensbasierten Verfahren. Sie wurde 
von Oktober 2015 bis Januar 2016 
durchgeführt.

» Viele in 2015 Zugewanderte konnten 
in der Studie nicht berücksichtigt wer-
den, weil oft diese »neuen Haushalte« 
nur über mobil-Telefon erreichbar sind 
und nicht im Telefonbuch stehen.

» Die Frage nach der Religionszugehö-
rigkeit wurde sehr früh gestellt. Dies 
war gedacht, um sich tatsächlich auf 
muslimische Teilnehmer*innen kon-
zentrieren zu können. Es wirkte sich 
jedoch letztendlich negativ auf die 
Repräsentanz der Studie aus.

» Alleiniges Kriterium für die Kategorie 
religiöse Zugehörigkeit »Muslimisch« 
war die Selbstdefinition der Befragten 
als Muslime oder Aleviten. Es wurde 
auch zur religiösen Praxis gefragt, Be-
fragte, die hier angaben, wenig oder 
nicht gläubig zu sein, sich aber selbst 
als »Muslime« bezeichneten, wurden 
als solche in der Studie akzeptiert.

» Der Fragebogen war in verschiedene 
Sprachen übersetzt, es wurden auch 
muttersprachliche Interviewer einge-
setzt. Gute Deutschkenntnisse waren 
keine Voraussetzung für die Teilnahme.

ZENTRALE ERGEBNISSE 

» Hohe Akzeptanz vorschulischer Kin-
derbetreuungsangebote für Kinder  
im Kindergartenalter von Seite musli-
mischer Familien.

» Krippen werden insgesamt von allen 
Familien seltener genutzt. Im Ver-
gleich zu den Familien ohne Migra-
tionshintergrund bringen weniger 
Familien mit Migrationshintergrund 
ihre Kinder in eine U3 Betreuung. 

» Keine Anhaltspunkte, dass religiöse 
Erwägungen oder Erziehungsvorstel-
lungen eine Inanspruchnahme der 
Kinderbetreuung verhindern.

» Zentrales Anliegen für eine Inan-
spruchnahme ist, die Teilhabechancen 
der Kinder zu verbessern und das ge-
sellschaftliche Miteinander frühzeitig 
zu fördern.

Anmerkung zur Studie:
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Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF), Nürnberg
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DE/Publikationen/

Kontakt:
Anja.Stichs@bamf.bund.de
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Betreuungsquote im Vergleich: 

Quelle:  MLD (Muslimisches Leben in Deutschland) 2016, n= 431 Kinder unter 6 Jahre in 336 Haushalten; 
 amtliche Kinder- und Jugendstatistik zum Stand 01.03.2015;
 Angaben aus Jehles, Nora/Meiner-Teubner, Christiane (2016): Ganz ähnlich oder ganz anders?  
 Kinder mit Migrationshintergrund in der Kindertagesbetreuung; eigene Darstellung Stichs

Abbildung 13:  Betreuungsquote von Kindern im Alter von unter 
sechs Jahren in einer Kindertagesstätte (in Prozent)

Quelle: MLD 2016, n = 431 Kinder in 336 Haushalten (nur Haushalte 
mit Kindern im Alter von unter 6 Jahren), ungewichtet sowie

Amtliche Kinder- und Jugendstatistik zum Stand 01.03.2015, Anga-
ben aus Jehles/Meiner-Teubner (2016: 2), eigene Darstellung.
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Abbildung 23:  Beurteilung der Wichtigkeit ausgewählter Angebote durch muslimische Eltern mit mindestens einem Kind in der Kita  
(in Prozent)

Quelle: MLD 2016, n = 217 (nur Haushalte mit einem Kind in einer Kita), ungewichtet.
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Warum wurde in der Studie auch der 
Deutschsprachgebrauch abgefragt? 
Worauf zielt diese Frage ab? 

Dr. Anja Stichs
Die Fragen zum Deutschsprachgebrauch 
wurden gestellt, weil aus der wissen-
schaftlichen Forschung bekannt ist, 
dass insbesondere kleine Kinder sehr gut 
mehrere Sprachen auf muttersprachlichem 
Niveau erlernen können. Bei Kindern, die 
in ihrem Elternhaus nicht regelmäßig 
mit der deutschen Sprache in Berührung 
kommen, fördert der Besuch einer Kita den 
Deutschspracherwerb, wobei ein möglichst 
frühzeitiger Kitabesuch empfohlen wird. 
Bildungsnachteilen, die durch mangelnde 
Sprachkenntnisse eines Kindes zu Beginn 
der Schullaufbahn entstehen können, kann 
so entgegengewirkt werden. Ein Bedarf bei 
einem Teil der Kinder aus muslimischen 
Familien geht aus der Studie hervor. 

Nicht vergessen werden sollte, dass neben 
dem diskutierten Deutschsprachgebrauch 
noch weitere potenzielle Einflussfaktoren 
erfasst und bei den Analysen berücksich-
tigt wurden, so etwa das Alter des Kindes, 
der Bildungshintergrund, der Erwerbs-
status oder die Religiosität des befragten 
Elternteils. In sogenannten multivariaten 
Modellen wurde geprüft, welche der 
berücksichtigten Einflussfaktoren unter 
Kontrolle weiterer Variablen einen Einfluss 
behalten. Hierbei hat sich gezeigt, dass die 
Inanspruchnahme vorschulischer Kinder-
betreuungsangebote vor allem durch das 
Alter des Kindes beeinflusst wird und nicht 
durch Eigenschaften der Eltern. Da viele 
Indikatoren nur für das befragte Elternteil 
nicht aber für den Partner erfasst werden 
konnten, wurden zudem nach Geschlech-
tern getrennte Analysen durchgeführt. 
Durch dieses Vorgehen konnte aufgezeigt 
werden, dass Erwerbstätigkeit bei den 
Müttern unter Kontrolle weiterer Faktoren 
einen signifikant positiven Einfluss auf 
die Wahrnehmung vorschulischer Kinder-
betreuungsangebote hat, nicht aber die 
Erwerbstätigkeit des Vaters. 

Dass sich muslimische Eltern wün-
schen, dass ihre Kinder mit möglichst 
vielen Kindern ohne Migrationshin-
tergrund in Kontakt kommen, um 
die deutsche Sprache zu erlernen, 
erscheint sehr „holzschnittartig“. 
Gerade aktuelle Konzepte im Bereich 
Mehrsprachigkeit rücken in den 
Vordergrund, dass das Kind alle seine 
Sprachen in der Kita widerfinden sollte, 
auch um bildungssprachliche Kompe-
tenzen in den Familiensprachen zu ver-
mitteln. Werden in der Studie Vorschlä-
ge gemacht, wie konkrete Ergebnisse 
in die Praxis hineinwirken können? 

Der Befund, dass sich muslimische Eltern 
fast übereinstimmend die Förderung der 
deutschen Sprache sowie Kontaktmöglich-
keiten zu Kindern ohne Migrationshinter-
grund wünschen, hat uns selbst über-
rascht. Muttersprachlichem Fachpersonal 
wird im Vergleich dazu weitaus seltener 
eine starke Bedeutung beigemessen. Die 
Werte sind aber dennoch hoch – 49 Pro-
zent der befragten Eltern halten mutter-
sprachliches Personal für wichtig oder sehr 
wichtig. 

Die von uns ermittelte Prioritätensetzung 
der Eltern steht aus meiner Sicht daher 
überhaupt nicht im Widerspruch zu 
sprachwissenschaftlichen oder pädago-
gischen Erkenntnissen in Bezug auf 
Mehrsprachigkeit. Wir leiten aus unseren 
Ergebnissen daher die Empfeh-
lung ab, dass interkulturelle und 
religionssensible Angebote als 
selbstverständlicher Bestandteil 
in die pädagogische Arbeit von 
Kitas einfließen sollten. 

Weiterführende Konzepte sind – auf Basis 
auch unserer Ergebnisse - in anderen Diszi-
plinen zu entwickeln, z.B. in der Sprachwis-
senschaft und Pädagogik. Das liegt nicht 
mehr im Rahmen quantitativer Studien, 
wie der hier vorliegenden.

Was würden Sie für weitere Studien 
zum Thema empfehlen?

Aus soziologischer Sicht wäre m.E. eine 
Studie wichtig, die die Gründe vertieft, war-
um (muslimische) Eltern ihre Kinder häufig 
erst im Kindergartenalter extern betreuen 
lassen. So wäre zu untersuchen, ob die 
vergleichsweise späte Inanspruchnahme 
eher auf Erziehungsvorstellungen zurück-
zuführen ist oder ob es interessierten Eltern 
trotz Rechtsanspruch nicht gelingt, einen 
geeigneten Krippenplatz für ihr Kind zu 
erhalten. Die Implikationen wären je nach 
Ursache völlig unterschiedlich.

STIMMEN AUS DEM PUBLIKUM:

Gesamtzahl der Muslim*innen am 31.12.2015

Quelle:  MLD (Muslimisches Leben in Deutschland) 2016

4,4 bis 4,7 Millionen bzw. 
5,4 bis 5,7 Prozent 
der Gesamtbevölkerung

ZAHLEN ZUM VORTRAG

Beurteilung der Wichtigkeit ausgewählter Angebote:

    Haushalte mit einem Kind in einer Kita

Quelle:  MLD 2016, n = 217, nur Haushalte mit mindestens einem Kind unter 6 Jahren, das die Kita besucht
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Einblicke in den Familien- und Arbeitsalltag

Die Workshops der Fachtagung vertieften Aspekte der Einführungsvorträge  
und fokussierten auf den Familien- und Arbeitsalltag der Teilnehmer*innen.  
So tauschten diese ihre Erfahrungen aus und diskutieren Haltungen,  
was ihnen sehr wichtig war.

Inhaltlich orientierten sich die Workshops 
an den gehörten Vorträgen und bearbei-
teten folgende drei Bereiche im Umgang 
mit Zuschreibungen: 
» Zusammenwirken von Fachkräften 

und Eltern in der Kita (WS »KiTa«)
» Herausforderungen für Familien und 

ihre Stärkung (WS »Familie«)
» Umgang mit Bildern, die gerne für 

muslimische Männer bedient werden 
 (WS »(K)ein muslimischer Vater«)

In allen Workshops wurden methodische 
Einheiten aus dem Kontext der »interkul-
turellen Trainings« vorgestellt, z.B. um Per-
spektivwechsel vorzunehmen. Einzelne 
Übungen dazu wurden ausprobiert und 
weitere Handlungsstrategien zu einzelnen 
Themenfeldern diskutiert.

Ein Beispiel wird im Workshop 
»WS KiTa« vorgestellt: 
Eine junge, Kopftuch tragende Mutter mit 
türkischem Familiennamen bringt seit 
ungefähr zwei Monaten jeden Morgen 
ihren zweijährigen Sohn zur Kita. Sie trägt 
ihn immer auf dem Arm, kuschelt mit 
ihm, redet mit ihm nur Türkisch. Ihr fällt 
es sichtlich schwer, ihn in die Obhut der 
Erzieher*innen zu geben. Sie hat keine 
Zeit für Gespräche. Abgeholt wird der 
Junge von der türkischen Oma oder vom 
Papa, Sohn türkischer Eltern, in Frankfurt 
geboren und aufgewachsen.

In diesem Beispiel bewerten die Erzie­
her*innen die Situation und diskutieren 
unterschiedliche Erklärungsansätze für 
das Verhalten der Mutter, ihnen gegen-
übergestellt, die Perspektive der Mutter: 

Die Mutter klammert so, weil ihre Erzie­
hungsvorstellungen muslimisch geprägt 
sind und gerade die kleinen Jungen oft 
verwöhnt werden.
Seit zwei Monaten bin ich wieder Vollzeit 
berufstätig und oft ist mein Sohn abends 
schon eingeschlafen, wenn ich wieder zu 
Hause bin. Der Weg zur Kita jeden Morgen 
ist unsere gemeinsame Zeit, da kann ich 
ihn ausgiebig herzen und liebkosen.

Vielleicht ist die Mutter eine vermittelte 
Ehefrau aus der Türkei, spricht kaum 
Deutsch und meidet deshalb das Ge­
spräch. Die Erzieher*innen sorgen sich 
um den deutschen Spracherwerb des 
Jungen.
Morgens bin ich in Eile, ich habe einen wei-
ten Weg zur Arbeit. Die knappe Zeit will ich 
lieber mit meinem Sohn verbringen, nicht 
mit Small-Talk mit den Erzieher*innen. 
Türkisch ist eigentlich meine Zweitsprache, 
aber ich liebe sie sehr und wir haben uns 
bewusst für Türkisch als gemeinsame Fami-
liensprache entschieden. Deutsch lernt 
unser Kind in seinem deutschsprachigen 
Umfeld außerhalb der Familie.

Sollen wir die Mutter ansprechen und zu 
einem Informationsnachmittag »Gesun­
de Ernährung« einladen, auch um den 
Kontakt mit ihr zu vertiefen? 
Ich habe ein schlechtes Gewissen, weil ich 
weiß, mein Sohn vermisst mich. Auch wenn 
mein Verständnis von gesunder Ernährung 
was anderes ist, gebe ich ihm zum Trost 
oft eine Nascherei. Die mag er einfach zu 
gerne. Ich spüre, dass mein Verhalten kri-
tisch beäugt wird, fast schon vorwurfsvoll. 
Ich kenne diese Blicke, seit ich zum Islam 
konvertiert bin und mich für das Kopftuch 
entschieden habe. Aber ich habe oft keine 
Lust, immer wieder auf Leute zuzugehen 
und mich zu erklären.

Das Beispiel zeigt, dass je nach Perspek-
tive der Beteiligten, ein und dieselbe 
Alltagssituation ganz unterschiedlich 
verstanden werden kann. Die Unterschie-
de wahrzunehmen ist dabei nur ein erster 
Schritt, dem weitere folgen müssen. Beide 
Seiten müssen bereit sein, miteinander 
ins Gespräch zu kommen sowie einen 
offenen Austausch über die jeweiligen 
Gründe für das eigene Verhalten zu 
führen. Ansonsten bleiben Mutmaßungen 
und Fehlinterpretationen bestehen. 



Die eigene Identität der Kinder stärken

Ich bin, wie man hier sagt, ein »escht Frankfurter Mädsche«. Meine Eltern sind vor 
40 Jahren aus Pakistan zugewandert. Deutsch ist für mich meine Erstsprache, auch 
wenn wir zuhause hauptsächlich Englisch und Urdu gesprochen haben. Ich bin in 
einem »bunten« Stadtteil groß geworden, habe hier die Kita besucht und die Schule 
erfolgreich abgeschlossen. Ich habe mich eigentlich immer als Deutsche und dazu-
gehörig gefühlt.

Dies änderte sich als ich eine Ausbildung im Verwaltungsbereich antrat. Als ich da-
mals nach meiner Staatsangehörigkeit gefragt wurde und ich ganz selbstverständ-
lich Deutsch angab, wurde ich sofort korrigiert. Ich sei zwar Deutsche aber mit 
Migrationshintergrund. Scheinbar eine Banalität und doch spürte ich zum ersten 
Mal dieses ausgrenzende »aber«. Es fühlte sich an, als dürfte ich nur in der zweiten 
Reihe sitzen. Plötzlich begegnete mir dieses »aber« in vielen Situationen, auch im 
Freundeskreis: »Wir möchten Dich zu unserer Grillparty einladen, aber keine Bange, 
wir haben auch Rindfleischwürstchen besorgt.« Oder bei Betriebsfeiern: »Aber du 
trinkst doch sicher keinen Alkohol, oder?« Ich habe nicht immer die Kraft auf diese 
Äußerungen zu reagieren, das mache ich von meiner Tagesform abhängig.

Heute habe ich selbst einen Sohn, der die Kita besucht. Für ihn ist es mir wichtig, 
dass er darin gestärkt wird, seine eigene Identität zu entwickeln, egal ob er sich 
als Deutsch, Pakistanisch oder wie auch immer bezeichnet.
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Teilnehmer*innen berichten im Work-
shop »WS Familie« von ihren eigenen 
Erfahrungen als Mitglied einer musli-
mischen oder muslimisch gesehenen 
Familie. Sie bestätigten durchweg die 
diskriminierende Wirkung von Zuschrei-
bungen und den damit verbundenen 
Ausgrenzungen.

In der Familienbildung wird der Ansatz 
des Empowerments auch als Konzept ver-
standen, um Strategien und Maßnahmen 
gemeinsam mit Familien zu entwickeln, 
damit sie ihre Interessen eigenmächtig, 
selbstverantwortlich und selbstbestimmt 
vertreten können. Eine große Herausfor-
derung bei der Umsetzung von Empo-
werment-Konzepten besteht darin, die 
erlernte bzw. zugeschriebene Hilflosigkeit 
zu überwinden. Dies ist jedoch notwen-
dig, damit die Kinder eine positive eigene 
Identität entwickeln.
Wie können wir als Eltern unsere Kinder 
unterstützen, sich gegen festgelegte 
Rollen und Zuschreibungen zur Wehr zu 
setzen? 

Unsere Kinder werden erst dann stark, 
wenn wir stark sind. Daher  gilt es selbst 
aktiv zu werden und den Blick auf die 
eigenen Ressourcen zu richten und nicht 
nur auf die Defizite und Schwächen.
In diesem Kontext wurden folgende 
Aspekte zusammengefasst: 

Familien hilft, …
» wenn sie über Entwicklungsmög-

lichkeiten Bescheid wissen und ihre 
Rechte kennen. Wissen ist Macht!

» wenn sie Informationen verstehen 
können, auch wenn sie nicht in der 
eigenen Muttersprache erfolgen. Des-
halb sind Sprache und Barrierefreiheit 
so wichtig.

» wenn sie in ihrer Heterogenität und 
Individualität gesehen und geachtet 
werden, wenn sie wertgeschätzt wer-
den.

» die eigenen Interessen und Bedürfnis-
se zu formulieren. 

» zu erleben, dass sie mit ihren Anliegen 
und Fragen nicht allein sind. Solidari-
tät stärkt alle.

» wenn sie aktiv mitbestimmen und ei-
gene Ressourcen einbringen können. 
Empowerment Vorhaben werden so 
zu einem eigenen Familienprojekt.

Den Teilnehmer*innen war besonders 
wichtig, dass der Austausch und die ge-
meinsame Reflexion bei Veranstaltungen 
wie dieser Fachtagung nicht nur die Eltern 
stärkt, sondern auch die Fachkräfte mit 
einem geschärften und reflektierten Blick 
in den Alltag entlässt.

Was tun bei Konflikten mit Eltern?
Wenn pädagogische Fachkräfte die 
Kinder darin stärken wollen, ein positi-
ves Selbstbild zu entwickeln, müssen sie 
deren Eltern und Familien wertschätzen 
und als wichtige Kooperationspartner 
in die pädagogische Arbeit in der Kita 
mit einbeziehen. Doch wie lässt sich die 
Zusammenarbeit mit Eltern auch dann 
konstruktiv gestalten, wenn es möglicher-
weise um unterschiedliche Erziehungs- 
und Wertvorstellungen geht oder wenn 
es Konflikte gibt? 

»Die Suche nach dem dritten Raum« ist 
eine Analysemethode in vier Schritten:

1. Ich mache mir meine eigenen (kultu-
rellen) Überzeugungen bewusst. 

 Ich beginne mit den eigenen Gefüh-
len und frage nach den zugrunde 
liegenden Werten. Warum hat die 
Situation gerade dieses Empfinden 
bei mir bewirkt? Sind es Gründe, die 
in meiner Person liegen oder stehen 
Werte dahinter, die ich gelernt und 
verinnerlicht habe?

2. Ich wage einen Perspektivenwechsel. 
 Wie sieht die Situation aus Sicht der 

Eltern aus? Kann ich mich in ihre Lage 
hineinversetzen? 

 Wichtig: Hierbei kann es zunächst nur 
um Hypothesen gehen, die in einem 
späteren Gespräch zu klären sind. Ich 
kenne die Situation der Familie nicht 
aus eigenem Erleben. 

3. Ich nehme den gesellschaftlichen  
Kontext wahr.

 Welche Rolle spielt z.B. die Zugehörig-
keit der Beteiligten zu einer bestimm-
ten gesellschaftlichen Gruppe (z.B. 
muslimische Familien)? Wer dominiert 
die Situation sprachlich? Gibt es Ab-
hängigkeiten oder Machtasymmetrien? 

4. Wir suchen einen gemeinsamen  
dritten Raum.

 Es geht nicht darum, Entweder-Oder-
Lösungen zu entwickeln, sondern mit-
einander im Gespräch zu bleiben – mit 
dem Ziel, gemeinsam weitere Schritte 
und alternative Handlungsstrategien 
zu entwickeln.

Eine begleitende Reflexion ist ein wich-
tiges Instrument – so ein Ergebnis aus 
dem Workshop »Kita« – um in Alltags-
situationen, die verunsichern, irritieren 
und Fragen aufwerfen, eine fachliche 
Routine und Sicherheit zu entwickeln. 
Teilnehmer*innen aus dem Kreis der 
pädagogischen Fachkräfte wünschen sich 
mehr einrichtungsspezifische Angebo-
te zur Sensibilisierung im Umgang mit 
Diversität. Sie forderten den Verband auf, 
Seminare und Workshops anzubieten. 
Gewünscht wurden z. B. Inhouse-Ange-
bote, die sich gut mit Teamtreffen ver-
einbaren lassen und über einen längeren 
Zeitraum eine Art begleitende Reflexion 
und Beratung gewährleisten.



(Muslimische) Väter aus der Teilnehmer-
schaft beklagten im Workshop »(K)ein 
muslimischer Vater«, dass sie vielfach 
mit Zuschreibungen und Abwertungen 
konfrontiert sind, bei denen eine umsor-
gende und verantwortliche Vaterschaft 
nicht vorkommt. Dem Vaterbild eines 
»autoritären, ja sogar gewaltbereiten 
Patriarchen« scheint man kaum etwas 
entgegensetzen zu können.

Vorurteilsbeladenen Bildern 
entgegenwirken
Übungen zur Sensibilisierung für Lebens-
lagen von bestimmten gesellschaftlichen 
Gruppen gehören mittlerweile im Feld der 
»kultursensiblen Trainings« zum Standard, 
z.B. die Übung »In der Mitte der Gesell-
schaft« oder die vergleichbare Übung »Ein 
Schritt nach vorn«.
Diese Übungen unterstützen ein Einfüh-
len in die realen Lebensbedingungen 
anderer und helfen bei der Reflexion der 
eigenen Position in der Gesellschaft. 
Eine Teilnehmerin brachte es auf den 
Punkt: »Ich kenne die Übung »ein Schritt 
nach vorne« und beschäftige mich schon 
länger mit Formen von Ausgrenzung und 
Diskriminierung. Jetzt war ich doch sehr 
überrascht, wie stark Ausgrenzungen, 
die sich auf Situationen muslimischer 
Zuschreibung bezogen, auf mich wirkten. 
Bei vielen Fragen konnte ich in meiner 
muslimischen Rolle gesellschaftlich nicht 
mithalten. Das hat mich richtig depri-
miert.« 

Zum Wesen von Ausgrenzungen gehört 
es, dass wir sie in aller Regel erst wahr-
nehmen, wenn wir selbst davon betroffen 
sind. Muslimisch markierte Personen ha-
ben dabei nicht die Wahl, ob sie sich mit 
der zugeschriebenen Rolle auseinander 
setzen wollen oder nicht. Andere können 
es sich aussuchen, ob das Thema für sie 
Bedeutung haben soll.
Deshalb ist es so wichtig, Erfahrungen von 
Diskriminierung und antimuslimsicher 
Ausgrenzung nachvollziehbar, erspürbar 
zu machen. Dies gelingt meist, wenn eine 
Bereitschaft hergestellt werden kann, sich 
auf solche Übungen einzulassen.

In diesem Workshop wurde vor allem 
festgehalten: Ausgrenzungen aufgrund 
der Zuschreibung, muslimisch zu sein, 
müssen auch als das benannt werden, 
was sie sind – Erscheinungsformen von 
antimuslimischem Rassismus. 

»(K)ein muslimischer Vater« 

Auf dem Spielplatz bin ich nicht der einzige junge Vater mit seinem 
kleinen Sohn. Vielleicht könnte ich mit meinen dunklen Haaren gut als 
katholischer Italiener durchgehen, aber sobald ich mich als Muslim 
oute, höre ich förmlich wie sich bei den anderen ein Schalter um-
legt: Muslim – bitte Gehirn auf Vorsicht schalten und entsprechende 
Schubladen öffnen.
Ich sehe mich zwar als Muslim, gehe wie viele Christen hierzulande 
auch hin und wieder in ein Gotteshaus, habe wie viele Christen hier-
zulande Werte und Grundsätze aus der religiösen Erziehung meiner 
Eltern und Großeltern übernommen, andere verworfen. Eigentlich 
habe ich mit Religion und Glauben nicht so viel am Hut. Ich verstehe 
mich als aufgeklärten, modernen und engagierten Vater, wie so viele 
junge Väter hierzulande.
Doch erwähne ich meinen religiösen Hintergrund, ändern sich die 
Gespräche und zwischen den Zeilen schwingen Themen mit wie Auto-
rität, Gewaltbereitschaft, Frauenunterdrückung. Plötzlich wird meine 
Religion wichtig und ich werde die unsinnigsten Dinge dazu gefragt 
– egal ob sie für mich relevant sind oder nicht. Ich kann es mir nicht 
mehr aussuchen, ob ich mich mit diesen Zuschreibungen und Fragen, 
die nun auf den Tisch kommen, auseinandersetzen will oder nicht. 
Das unterscheidet mich von einem jungen Vater, der ähnlich aussieht 
wie ich, aber katholisch ist und italienische Wurzeln hat.
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Die Ausstellung macht mit künstlerischen 
Mitteln auf Erfahrungen von antimuslimi-
schem Rassismus im Alltag aufmerksam 
und richtet den Blick in unterschiedlicher 
Art und Weise darauf, heute ein muslimi-
scher Mann in Deutschland zu sein. 
Im Rahmen der Fachtagung fand eine 
Führung durch die Ausstellung statt, die 
vom 23. April bis zum 5. Mai in Frankfurt 
am Main zu sehen war. 
 

Ausstellung: »Ein muslimischer Mann – 
kein muslimischer Mann« 

Veranstaltungsort
 Osthafenforum (Medico Haus) 
 Lindleystraße 15  |  60314 Frankfurt am Main
 www.osthafenforum.de/anfahrt/

Öffnungszeiten sind unserer Internetseite 
zu entnehmen:
 www.verband-binationaler.de

Für Gruppen bieten wir auf Anfrage gerne 
individuelle Termine an: 
 anmeldung@verband-binationaler.de

Ein musl imischer  Mann –  kein  musl imischer  Mann!?
E I N L A D U N G  Z U R  AU S S T E L LU N G S E R Ö F F N U N G 
A M  23.  A P R I L  A B  17 U H R 
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Ein muslimischer Mann – 
kein muslimischer Mann!?
AU S S T E L LU N G  I M  O S T H A F E N F O R U M  F R A N K F U R T
23.  A P R I L  B I S  5 .  M A I  2019

Die gelebte Rollenvielfalt muslimischer Männer in Deutschland ist 
vielfältig. Das zeigen die Bilder, Exponate und Videos der Ausstellung. 
Sie laden ein, über Bilder im Kopf nachzudenken und auch interaktiv, 
neue Bilder zu schaffen. 

Eröffnungsveranstaltung ab 17.00 Uhr
 Saad Malik, Thomas Blum
 Kuratoren-Team
 Verband binationaler Familien 
 und Partnerschaften, Leipzig

Wir laden Sie herzlich ein zu einem aktuellen und wichtigen  
gesellschaftspolitischen Thema mit uns ins Gespräch zu kommen –  
in entspannter Atmosphäre bei Getränken und Snacks.

Mir fällt auf, dass ich muslimische Männer 
überhaupt nicht als umsorgende Väter wahrnehme.

Bemerkenswert, dass mit wenigen Bildern 
und Exponaten die Diversität des Themas 
so gut dargestellt werden kann.

Selbstbewusst, schwul und Moslem – 
dazu hatte ich bisher keine Bilder im Kopf.

Es war spannend an der Hörstation 
der Vater-Sohn-Geschichte zu lauschen. 
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Aliyeh Yegane setzt sich mit Leidenschaft für Bildungsgerechtigkeit, Diskrimi-
nierungsschutz und diversitätssensible Bildungsteilhabe ein. Sie berichtet aus 
dem Projekt »Anlaufstellen für Diskriminierungsschutz an Schulen«. 

Woher kommt Ihr leidenschaftlicher 
Einsatz für Bildungsgerechtigkeit und 
Diskriminierungsschutz?

Als Bahá´i gehöre ich einer religiösen 
Gruppe an, die sehr stark betroffen ist von 
religiöser Diskriminierung, darum hat mich 
das Thema immer sehr beschäftigt. Religi-
ons- und Weltanschauungsfreiheit ist ein 
Recht, das immer und überall gelten muss. 
So kam ich auch zum Thema Islamfeind-
lichkeit, auch hier geht es um Diskriminie-
rung. Über die Fortbildungen, die ich gebe, 
mein Engagement und zahlreiche Koope-
rationen, kenne ich die Gründer*innen 
von CLAIM. Und engagiere mich jetzt auch 
dort, gegen antimuslimischen Rassismus.

Was zeigen Ihre Erfahrungen aus der 
Beratung bezüglich antimuslimischen 
Rassismus im Bildungsbereich?

In dem Projekt „Anlaufstellen für Diskri-
minierungsschutz an Schulen“ bei Life 
e.V. arbeiten wir übergreifend zu allen 
Diskriminierungsmerkmalen an Schulen. 
In der Auswertung unserer Fälle seit 2016 
stellten wir fest, dass die Mehrheit der 
Diskriminierungsfälle Rassismus betrifft 
und zwar bezogen auf ethnische Herkunft 
und Religion, mit einem erheblichen Anteil 
religionsbezogener Diskriminierung. 
Davon bezieht sich über die Hälfte der Fälle 
auf Diskriminierung von Muslimen oder 
auf Personen, die als solche wahrgenom-
men werden. Aus der Forschung wissen wir, 
dass beim antimuslimischen Rassismus 
religionsbezogene Merkmale eng mit eth-
nischer Diskriminierung verbunden sind. 
D.h. die Diskriminierung kann an einem 
muslimisch wahrgenommenen Namen, 
am Aussehen oder an der nationalen Her-

kunft anknüpfen. Kinder aus Ländern mit 
einer mehrheitlich muslimischen Bevölke-
rung, müssen dann selbst überhaupt keine 
Muslime sein, ihre Zuschreibung ist bereits 
erfolgt. Fast 70 Prozent unserer Ratsuchen-
den stammen aus diesen Ländern. 

Wie zeigt sich in diesen Fällen  
antimuslimischer Rassismus?

Zunächst einmal ist erschreckend, dass 67 
Prozent der Diskriminierungen von den 
Lehrkräften und von der Schule ausge-
hen. Die Diskriminierungen betreffen z.B. 
Mädchen, die ein Kopftuch tragen, oder 
Schüler*innen, die fasten wollen oder 
Kinder, die beim Schwimmunterricht nicht 
nackt duschen wollen. Es gibt auch Fälle 
expliziter religionsbezogener Diskriminie-
rung: Kinder, die keiner christlichen Kirche 
angehören, werden gezwungen im Unter-
richt christliche Weihnachtslieder zu singen 
oder an einem christlichen Gottesdienst 
teilzunehmen. 

Und es gibt die Fälle von subtiler Diskri-
minierung, z.B. bei der Notengebung oder 
wenn es Sanktionierung von Fehlverhalten 
geht. Schüler*innen und Eltern spüren und 
erleben, dass sie in kleinen Dingen anders, 
schlechter behandelt werden, aber sie kön-
nen dieses Verhalten oft nicht zuordnen.  

Was erleben die Betroffenen?

Eine Mutter, die ein Kopftuch trägt, berich -
tete, dass die Lehrerin beim  Schulinforma-
tionsabend zwar alle ihre Fragen beant-
wortete, aber sie nicht einmal dabei an -
schaute. Muslimische Eltern werden nie 
vom Schulleiter gegrüßt, wenn sie morgens 
ihre Kinder zur Schule bringen, obwohl er 

andere Eltern sehr wohl grüßt. Das sind 
subtile Formen von Diskriminierungen,  
Mikroaggressionen, bei denen es den 
Betroffenen schwerfällt, zu erkennen, 
ob es eine Diskriminierung ist oder sie 
etwas falsch verstanden haben. Darum 
wird es oft von den Eltern nicht so wich-
tig genommen, sie wollen ja auch keine 
Probleme haben. Auf Dauer zeigt es dann 
aber trotzdem seine Wirkung; Familien 
fühlen sich in der Schule nicht willkommen. 
Es gibt auch ganz eindeutige Fälle: In einer 
Willkommensklasse machte eine Lehrkraft 
gegenüber Kindern aus arabischen Her-
kunftsländern immer wieder abfällige Be-
merkungen, z.B. »die Muslime kämen nach 
Deutschland nur wegen des Geldes und 
wenn sie es bekämen, würden sie schlecht 
über Deutschland reden.« In einem ande-
ren Fall machte ein Schulsozialarbeiter die 
Bemerkung »man habe jetzt zwei Mädchen 
mit Kopftuch in der Klasse und wenn diese 
zwei damit anfingen würde es rumgehen 
wie eine Krankheit.«

Dann gibt es strukturelle Formen der 
Diskriminierung. Einige Schulen erlassen 
Hausordnungen oder erstellen Anmelde-
formulare, in denen das Kopftuchtragen 
oder allgemein eine Kopfbedeckung verbo-
ten wird. Das ist natürlich nicht rechtens, 
aber viele Eltern wissen das nicht. Manche 
Schulen formulieren es indirekter: »Das Tra-
gen von Kopftüchern sei in der Schule nicht 
erwünscht.« Das ist sehr problematisch, wir 
kennen aus Schulen Fälle, wo die Kinder 
dann massiv unter Druck gesetzt wurden 
und ihnen z.B. gedroht wurde, dass sie, 
wenn sie das Kopftuch nicht abnehmen, 
schlechtere Noten bekämen oder nicht mit 
auf Klassenfahrt dürften.

Was macht das mit den Kindern?

Zunächst einmal stellen wir fest, dass die 
Diskriminierung der Kinder und der Eltern 
miteinander verwoben ist. Es ist eine 
psychische Belastung für beide. Gerade 
kleinere Kinder können das Erlebte noch 
nicht als Diskriminierung benennen, aber 
sie merken, dass sie anders behandelt 
werden, dass ein Teil von ihnen immer 
wieder negativ dargestellt wird. Sie können 
sich nicht gegen die Lehrkräfte stellen, sie 
spielen ja auch als Vorbilder eine wichtige 
Rolle. Die Kinder haben Angst, in die Schule 
zu gehen, werden aggressiv, oder ziehen 
sich zurück, bekommen Bauchschmerzen. 
Erst dann wenden sich die Eltern an uns. 
Die Hürden sich zu beschweren, sind sehr 
hoch.

Auch ältere Schüler*innen haben oft Angst 
sich zu beschweren, weil sie schlechte 
Noten befürchten oder im Unterricht nicht 
mehr dran genommen zu werden. 

Selbst wenn dieser Schritt, sich zu be-
schweren getan ist, hat die Schule viele 
Möglichkeiten, das auszusitzen: Sie schiebt 
Terminschwierigkeiten vor, reagiert nicht 
auf Emails oder gibt die Schülerakte nicht 
heraus. Eltern werden ignoriert und es 
wird ihnen verdeutlicht: »Wir nehmen 
euch nicht ernst, so gehen wir mit eurer 
Beschwerde um.«

Warum reagieren Lehrkräfte, Schul-
sozialarbeiter*innen oder Schulleitungen 
in dieser Weise?

Wir bemerken immer wieder, dass Lehrkräf-
te in Berlin wenig Erfahrung im pädagogi-
schen Umgang mit religiöser und weltan-
schaulicher Vielfalt und Erziehung haben.
Ein Problem ist sicherlich, dass die religiöse 
Dimension des Zusammenlebens jahrzehn-
telang nicht wahrgenommen wurde. Es 
wurde vieles kulturalisiert. Dass wir durch 
die Migration auch religiös vielfältiger 
werden, dass wir damit auch umgehen 
müssen, nicht nur in Nischen, das war bis-
her kaum Thema. Und jetzt wird es zuneh-
mend im Sinne von »Islam als Bedrohung« 
gesellschaftlich diskutiert. 

Vor kurzem berichtete die Bildzeitung davon, 
dass es ein Skandal sei, dass Kitas in Sach-
sen aus Respekt vor muslimischen Familien 
Schweinefleisch aus ihrem Speiseplan nah-
men1. In den sozialen Medien ging sofort eine 
hochemotionale Diskussion los. Auf die Kitas 
wurde Druck ausgeübt, so dass das Angebot 
wieder zurückgenommen wurde.

Die erste Migrantengeneration hat weniger 
Ansprüche gestellt, ihre Bedürfnisse nicht 
geäußert. Sie nahmen sich selbst auch 
als Ausländer wahr. Sie haben noch ihren 
Kindern gesagt: »macht keinen Ärger, 
Hauptsache nicht auffallen.« Aber jetzt, die 
zweite und dritte Generation ist hier auf-
gewachsen, ist hier zur Kita und zur Schule 
gegangen. Die sehen sich auf Augenhöhe 
und fordern die gleichen Rechte.

Und dann gibt es seit 9/11 eine Verände-
rung auch in der öffentlichen Wahrneh-
mung, sozusagen vom »Gastarbeiter« zum 
»Muslim«. 

Was müsste sich in der Ausbildung von 
Lehrkräften und Erzieher*innen ändern?

Zum einen sollten die menschenrechtlichen 
und verfassungsrechtlichen Grundlagen 
bekannt sein. Es herrscht in vielen Schulen 
ein falsches Verständnis des schulischen 
Neutralitätsgebotes vor, das merken wir 
immer wieder. Die weltanschaulich-religiö-
se Neutralität, so wie sie unser Grundgesetz 
vorsieht, bedeutet keine strenge, distanzie-
rende Haltung, die die religiöse Identität 
völlig außen vor lässt, sondern eine offene, 
gleichermaßen fördernde Haltung gegen-
über allen Religionen und Weltanschauun-
gen. Das Bundesverfassungsgericht unter-
streicht die Bedeutung der Schule als Ort, 
an dem religiöse und weltanschauliche 
Vielfalt erlernt und gelebt werden kann.
Das Neutralitätsgebot bedeutet auch nicht 
neutral zu sein gegenüber rassistischen 
oder rechtsextremen Haltungen. 

Es braucht ganz praktische Unterstützung. 
Wichtig ist auch eine Selbstreflektion der 
Lehrkräfte und Erzieher*innen, denn sie 
haben ja auch ihre eigene Geschichte. 
Vielleicht haben sie negative Erfahrungen 
gemacht mit der eigenen religiösen Erzie-
hung oder mit der christlichen Kirche und 
dann treffen sie hier auf muslimische Kin-
der und Familien, die sie als extrem religiös 
wahrnehmen und projizieren ihre eigenen 

Es ist noch viel Luft nach oben
Interview mit Aliyeh Yegane

1 Quelle: http://www.migazin.de/2019/07/25/ 
nach-hetze-kita-schweinefleisch-speisekarte/
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Erfahrungen darauf. Zu reflektieren, dass 
eine abweisende Haltung vielleicht auch 
etwas mit den eigenen Erfahrungen zu tun 
haben kann, ist sehr wichtig.

Was müsste sich strukturell ändern?

Zum einen braucht es rechtliche Grund-
lagen für ein wirksames Beschwerdema-
nagement gegen Diskriminierungen, zum 
anderen ist es wichtig, über die Gesetzes-
lage und die Rechte zu informieren, damit 
Menschen ihre Rechte auch wahrnehmen 
können. Und es braucht Unterstützungs-
möglichkeiten für die Betroffenen. Wir 
erleben häufig, dass mit Betroffenen ganz 
anders gesprochen wird, wenn wir sie als 
kompetente Personen begleiten und ihr 
Anliegen fachlich unterstützen. Die Kom-
munikation verläuft ganz anders und die 
Beschwerden werden ernst genommen.

Wie ist denn Ihre Erfahrung, was die Vielfalt 
im Lehrerkollegium, im Kita-Team anbe-
langt? Hat sich da die Zusammensetzung 
des Personals in letzter Zeit verändert? 

Ich glaube, da ist noch viel Luft nach oben.  
Oft ist es auch für Lehrkräfte mit Migra-
tionshintergrund nicht einfach, sie werden  
schnell in eine schwierige Rolle gedrängt  
und stehen zwischen Eltern und Kolleg*-
innen. Oder sie machen selbst Diskriminie-
rungserfahrungen. Auch Lehrkräfte wenden 
sich deshalb an unsere Beratung. 

Die von ihren Kolleg*innen diskriminiert 
werden?

Ja. Es ist immer wieder ein Thema, als 
selbstverständlicher Teil des Kollegiums ak-
zeptiert zu werden. Wir beobachten auch, 
dass oftmals Lehrkräfte, sowohl solche, die 
selbst markiert sind, als auch solche, die 
kompetent und diskriminierungssensibel 
sind, sich allein gelassen fühlen und nach 
Unterstützung suchen.

Wie müsste denn für Sie das Recht auf 
Nichtdiskriminierung umgesetzt werden, 
was wünschen sich Eltern und Kinder?

Eltern und Kinder wünschen sich eine 
unabhängige, neutrale Stelle, die sie 
unterstützt und bei Diskriminierungsfällen 
begleitet. Es gibt ja die Forderung, dass An-
tidiskriminierungsstellen, Beschwerdestel-
len für Kinder und Jugendliche eingerichtet 
werden müssen. Aber nur eine unabhän-
gige Stelle, die nicht Teil der Verwaltung, 
nicht Teil der Schule ist und die diskriminie-
rungssensibel arbeitet, kann Ratsuchenden 
das Gefühl geben, dass sie verstanden und 
ihre Anliegen und Interessen gegenüber 
der Schulverwaltung vertreten werden.  
Zu oft machen Eltern die Erfahrung,  dass 
ihr Problem nicht ernst genommen wird, 
dass es heruntergespielt wird, »Stell dich 
nicht so an!«. Eltern werden oft als Stö-
renfriede wahrgenommen, wenn sie sich 
beschweren und bekommen dann noch 
mehr Pro bleme. 

Alle Eltern versuchen, da eine Lösung zu 
finden, damit das Kind wieder gerne zur 
Schule geht. 

Eltern wünschen sich einen entspannten 
und einen fairen Umgang mit der Vielfalt 
der Religionen, eine Anerkennung der 
eigenen Religion und Weltanschauung, 
ohne eine Bevorzugung. Ganz wichtig: 
Eltern wollen als Erziehungspartner ernst 
genommen und respektiert werden. Viele 
muslimische oder als muslimisch markierte 
Eltern erleben aber gerade das Gegenteil. 
Sie werden als bildungsfern, als ungebildet, 
als nicht kompetent wahrgenommen und 
nicht einbezogen. 

Was ist wichtig für Sie in Bezug auf anti-
muslimischen Rassismus oder überhaupt 
auf Rassismus?

Es geht um das Recht der Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit, darum, dass 
alle Menschen ihre Religion frei wählen 
und ausüben können. Ich wünsche mir 
einfach mehr Kompetenz im Bildungs-
bereich im Umgang mit religiöser und 
weltanschaulicher Vielfalt. Ich wünsche 
mir, dass die religiös-weltanschauliche 
Dimension kompetent in das allgemeine  
Diversity-Management und die Inklusi-
on im Bildungsbereich einbezogen wird. 
Hierzu gehört auch, dass die rechtlichen 
Grundlagen bekannt sein müssen, also was 
bedeutet Religions- und Weltanschauungs-
freiheit für alle? 
Auch wenn Muslime zurzeit sehr im Fokus 
stehen, geht es ja nicht um ein Sonderrecht 
für eine bestimmte Gruppe oder Religion, 
es geht, genauso wie bei anderen Grund- 
und Menschenrechten darum, dass alle 
Menschen, so vielfältig und unterschiedlich 
sie eben sind, unabhängige von ihrer Re-
ligion oder auch anderen Persönlichkeits-
merkmalen, eben als gleiche Bürger*innen 
genau dieselben Rechte genießen.

Vielen Dank!

Das Gespräch führte Carmen Colinas.

Claim wurde 2016 von Mitgliedern der Jungen Islamkonferenz gegründet und 
wird vom BMFFSJ und der Stiftung Mercator gefördert. Hinter der Initiative steht 
ein bundesweites Netzwerk zahlreicher Organisationen und Projekte, die sich 
gegen antimuslimischen Rassismus engagieren. 

Die Initiative koordiniert Aktionswochen 
rund um den Tag des antimuslimischen 
Rassismus (1. Juli), publiziert zur Thematik, 
organisiert Konferenzen und Arbeitsgrup-
pen und tritt für die Anliegen der Organi-
sationen und Betroffenen gegenüber poli-
tischen Entscheidungsträger*innen ein. 
Auch der Verband binationaler Familien 
und Partnerschaften, iaf e.V. ist Teil dieses 
Netzwerkes und unterstützt die Forde-
rung nach einer Expert*innenkommission 
»Antimuslimischer Rassismus«.

Angesichts der alltäglichen Gewalt gegen 
Muslim*innen und Menschen, die als sol-
che wahrgenommen werden, sowie ge-
gen muslimische Einrichtungen, wenden 
sich zivilgesellschaftliche Organisa tionen 

und Expert*innen aus Wissenschaft, 
Politik und Praxis an die Bundesregie-
rung. In einem offener Brief vom 19. Juni 
2019 fordern sie die Einrichtung einer 
Expert*innenkommission »Antimusli-
mischer Rassismus«. 

Diese Kommission soll vor allem eine Be-
standsaufnahme zu Erscheinungsformen 
und Folgen von antimuslimischem Rassis-
mus in allen politischen und gesellschaft-
lichen Bereichen durchführen und wissen-
schaftliche Expertisen zur Situation von 
Muslim*innen in Deutschland entwickeln. 
Es sollen handlungsbasierte Strategien 
und konkrete Arbeitsaufträge erarbeitet 
werden, um Formen von Diskriminierung 
entgegen zu wirken. 

Hintergrund: 
Laut Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat wurden im Jahr 2018 
insgesamt 910 islamfeindliche Straftaten 
gezählt; die Zahl der dabei Verletzten hat 
deutlich zugenommen und lag 2018 bei 
74 Personen (2017 waren es noch 56). Es 
ist davon auszugehen, dass die offiziel-
le Statistik dabei noch nicht das wahre 
Ausmaß des antimuslimischen Rassismus 
abbildet.

     

www.claim-allianz.de

Claim - 
Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit 

 

Aliyeh Yegane   
Aliyeh Yegane arbeitet als Bereichs-
leiterin für Diskriminierungsschutz 
und Diversity an Schulen bei LIFE e.V. 
in Berlin. 

Sie ist Mitglied des Expert*innen-
gremiums bei Claim – der Allianz ge-
gen Islam- und Muslimfeindlichkeit.
 www.claim-allianz.de/

Kontakt:
https://life-online.de/project/
diskriminierungsschutz-diversitaet
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Vor 30 Jahren wurde die UN-Kinder-
rechtskonvention geschaffen und von 
Deutschland auch ratifiziert. Vor 25 
Jahren gründete sich das Aktionsbündnis 
Kinderrechte - Deutsches Kinderhilfswerk, 
Deutscher Kinderschutzbund, UNICEF 
Deutschland in Kooperation mit der 
deutschen Liga für das Kind - und fordert 
seit dieser Zeit die Aufnahme der Schutz-
rechte, der Förderrechte, des Rechtes auf 
Beteiligung und den Vorrang des Kindes-
wohls in das Grundgesetz. Denn noch 
immer herrscht ein Umsetzungs- und 
Anwendungsdefizit der UN-Kinderrechts-
konvention. Unterstützt wird das Aktions-
bündnis von 50 weiteren Organisationen, 
unter ihnen auch der Verband binationa-
ler Familien und Partnerschaften, iaf e.V. 

Die Aufnahme der Kinderrechte ins Grund-
gesetz ist Teil des Koalitionsvertrages zwi-
schen SPD und CDU/CSU. Seit über einem 
Jahr tagt eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe, 
um einen Formulierungsvorschlag für die 
Aufnahme zu erarbeiten. Es gibt jedoch 
strittige Punkte: den Kindeswohlvorrang 
und die Beteiligungsrechte der Kinder. 
Hier wird argumentiert, dass damit das in 
Artikel 6 des Grundgesetzes verankerte 
Erziehungsrecht der Eltern geschwächt 
werde. Aber: Ohne explizite Nennung der 
Kinderrechte werden Kinder weiterhin nur 
»Regelungsobjekte« bleiben, ohne eigen-
ständigen Status und damit ohne Möglich-
keit, ihre Rechte auch einzuklagen. 

Selbst das Bundesverfassungsgericht 
hat immer wieder festgestellt, dass das 
Elternrecht aus Art. 6 kein Recht am 
Kind ist, sondern ein Pflicht-Recht der 
Eltern zum Wohle des Kindes. Kinder sind 
gleichberechtigte Mitglieder der Gesell-
schaft mit eigenständigen Persönlich-
keiten. Auch die Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union räumt ihnen in 
Artikel 24 diese Rechte ein.

Hieraus lässt sich ableiten, dass Kinder 
entsprechend ihres Alters und ihrer Reife 
bei allen sie betreffenden Entscheidun-
gen zu beteiligen sind. 
Damit wären Eltern und Staat gleicher-
maßen in der Verantwortung, das Kindes  -
wohl bei allen Entscheidungen zu be-
rücksichtigen, sei es bei der Planung von 
Wohnvierteln, dem Ausbau von Straßen, 
der Ausgestaltung des Lehrplans oder 
der Wahl einer Schule bzw. Betreuungs-
einrichtung. 

Der Staat würde gerade angesichts 
steigender Kinderarmut und ungleicher 
Bildungschancen stärker in die Pflicht 
genommen in Bezug auf kindgerechte 
Lebensverhältnisse und gleiche Entwick-
lungschancen für alle Kinder und Ju-
gendlichen. Die Rechte von Kindern und 
Jugendlichen wären einklagbar, durch 
den Verfassungsrang auch schon in den 
unteren Instanzen, wenn z.B. Spielplätze 

oder Jugendeinrichtungen zugunsten 
von Straßen weichen müssten.

Der Formulierungsvorschlag des Aktions-
bündnisses für einen neu zu schaffenden 
Artikel 2 a des Grundgesetzes:
(1)  Jedes Kind hat das Recht auf Förde-

rung seiner körperlichen und geisti-
gen Fähigkeiten zur bestmöglichen 
Entfaltung seiner Persönlichkeit.

(2)  Die staatliche Gemeinschaft achtet, 
schützt und fördert die Rechte des 
Kindes. Sie unterstützt die Eltern bei 
ihrem Erziehungsauftrag.

(3)  Jedes Kind hat das Recht auf Betei-
ligung in Angelegenheiten, die es 
betreffen. Seine Meinung ist ent-
sprechend seinem Alter und seiner 
Entwicklung in angemessener Weise 
zu berücksichtigen.

(4)  Dem Kindeswohl kommt bei allem 
staatlichen Handeln, das die Rechte 
und Interessen von Kindern berührt, 
vorrangige Bedeutung zu.

Das Grundgesetz feiert in 2019 sein 
70-jähriges Bestehen. Aus diesem Grund 
hat das Aktionsbündnis in diesem Jahr 
zahlreiche bundesweite Aktionen ange-
stoßen, um den Forderungen mit einem 
breiten zivilgesellschaftlichen Bündnis, 
noch mehr Nachdruck zu verleihen. 
https://kinderrechte-ins-grundgesetz.de 

Kinderrechte ins Grundgesetz – KIGG
Die Fort- und Weiterentwicklung des Nationalen Aktionsplans 
Integration bezieht sich auf alle Zuwanderergruppen, auf 
Schutzsuchende, EU-Zuwanderer*innen, Fachkräfte und diejeni-
gen, die hier schon lange leben, und will die Herausforderungen 
der Integration und des gesellschaftlichen Zusammenhalts mit 
einbeziehen. Er wird koordiniert von der Bundesbeauftragten für 
Migration, Flüchtlinge und Integration. 
Aufgeteilt in fünf Phasen der Zuwanderung und des Zusammen-
lebens werden insgesamt 24 Themen bearbeitet mit dem Ziel für 
jedes Thema maximal fünf Kernvorhaben zu formulieren. Die in-
haltliche Bearbeitung erfolgt durch die entsprechenden Ressorts 
der Ministerien unter der Beteiligung der Länder, Kommunen 
und Zivilgesellschaft und einer Beteiligung von Migrantenorga-
nisationen. 

Als Verband wirken wir bisher in folgenden Bereichen mit:
» Informations- und Vorintegrationsangebote
 (Auswärtiges Amt)
» Bildung, Betreuung, Erziehung (BMFSFJ)
» Bildung und Ausbildung (BMBF/ BMFSFJ)
» Antidiskriminierung und Maßnahmen gegen gruppen-

bezogene Menschenfeindlichkeit (BMFSFJ)

Die Vertreter*innen des Verbandes erleben eine große Bereit-
schaft, die Stimmen der Migrantenorganisationen und der Praxis 
zu hören. Der Kreis der mitwirkenden Teilnehmer*innen war 
durchweg engagiert und divers aufgestellt. 

FAMILIENLEISTUNGEN – INFORMATIONEN DES BUNDESFAMILIENMINISTERIUMS

Familienleistungen auf einen Blick
Bei mehreren Familienleistungen sind zum 1. Juli und 1. August 
2019 Änderungen in Kraft getreten. Das neue »Starke-Familien-
Checkheft« sorgt für einen schnellen Überblick, auf welche 
staatliche Unterstützung Familien aktuell bauen können. Über-
sichtlich und einfach erklärt präsentiert die Broschüre aktuelle 
Informationen zu Kindergeld, Kinderzuschlag, Elterngeld, Unter-
haltsvorschuss und weiteren Familienleistungen.

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/starke-
familien-checkheft/136896

Die Broschüren zu den Familienleistungen sind gedruckt oder als 
online Ausgaben verfügbar – auch in leichter Sprache. Man kann 
sie sich vorlesen lassen oder Erklärfilme dazu nutzen.

Mit dem Infotool Familie kann in wenigen Schritten ermittelt 
werden welche Familienleistungen für die individuelle Familien-
situation möglich sind. 
https://www.infotool-familie.de
In den Bundesländern Bremen, Hamburg, Rheinland-Pfalz und 
Thüringen ist eine digitale Beantragung von Elterngeld möglich. 
Bis zum Jahresende sollen weitere Bundesländer hinzukommen. 

Mehrsprachige Informationen 
Zu einigen Themen, z.B. Schwangerschaft stellt 
das BMFSFJ Informationsbroschüren in weiteren 
Sprachen wie Englisch, Französisch, Türkisch, 
Russisch oder Arabisch zur Verfügung. 

Umfassende Information rund um die Familie 
bietet das Familienportal: 
https://familienportal.de

MITWIRKUNG BEIM NATIONALEN AKTIONSPLAN INTEGRATION NAP-I



     Familienzusammenführung

Die Broschüre thematisiert unterschiedli-
che Aspekte der Familienzusammenfüh-
rung und gibt betroffenen Familien einen 
Raum, ihre Geschichte zu erzählen. Sie ist 
in Zusammenarbeit mit Pro Asyl, dem 
Bundesfachverband unbegleiteter min-
derjähriger Flüchtlinge und der Initiative 
Familienleben für Alle entstanden.
 

Sie finden sie als Download auf unserer 
Internetseite: 
www.verband-binationaler.de/verband/
publikationen/iaf-informationen/
Sie können sie als Printausgabe bei der 
Bundesgeschäftsstelle anfragen:
info@verband-binationaler.de
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Familienzusammenführung
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Wir wollen auch zukünftig für Sie da sein, Ihnen Angebote  
für Ihre Anliegen offerieren, für Sie öffentlich und gegenüber  
politisch Verantwortlichen sichtbar auftreten und uns stark  
machen für eine Gesellschaft in Vielfalt.

Dafür brauchen wir Sie und Ihre Unter stützung. 
Sagen Sie Ja zu unserer Arbeit!
 

Unser Verband hat starke Mitglieder, die Erfahrungen im 
binatio nalen / bikulturellen Zusammenleben haben und wissen:  
das, was wir im Kleinen leben, benötigt die Welt im Großen 
gerade ganz dringend. Zuhören – Aushalten – 
Aushandeln – gemeinsam erfolgreich
zusammen leben!

Werden Sie (Förder-)Mitglied – 
werden Sie Teil einer starken Gemeinschaft!

Wir machen uns stark für Sie und Ihre Familien.

Kennen Sie noch andere Interessierte? 
Erzählen Sie von uns! Nur gemeinsam 

sind wir stark und können die Welt 
positiv verändern!

Mitglied  
im Paritätischen Wohlfahrtsverband 

im Deutschen Frauenrat

in der Arbeitsgemeinschaft der  
deutschen Familienorganisationen (AGF)

GASTBEITRAG

GESAMTVERBAND

GESAMTVERBAND

Forum der Migrantinnen und Migranten

|    AU S  D E M  V E R B A N D34   
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(Muslimische) Familien 
und frühkindliche Bildung
D O K U M E N TAT I O N  D E R  FAC H TAG U N G

Als interkultureller Familienverband 
arbeiten wir bundesweit als Interessen-
vertretung an den Schnittstellen von 
Familien-, Bildungs- und Migrations-
politik. Es ist uns wichtig, dass Men-
schen ungeachtet ihrer Hautfarbe 
oder kulturellen Herkunft sozial und 
rechtlich gleichgestellt werden.  
Unser Anliegen ist es, das interkultu-
relle Zusammenleben in Deutschland 
gleichberechtigt und zukunfts weisend 
zu gestalten. 

Wir arbeiten als gemeinnütziger Verein  
mit Büros in Berlin, Bonn, Bremen, 
Frankfurt, Hamburg, Hannover, Leipzig 
und München.  
In 15 weiteren Städten stehen ehren-
amtlich Engagierte als Ansprechpart-
ner*innen zur Verfügung. 
Wir sind Mitglied im Paritätischen 
Wohlfahrtsverband, im Deutschen 
Frauenrat, in der Arbeitsgemeinschaft 
der deutschen Familienorganisationen 
(AGF) und im Forum Menschenrechte. 
Wir engagieren uns im Forum gegen 
Rassismus und im Netz gegen Rassismus.  

Auf europäischer Ebene arbeiten wir 
mit der Europäischen Koordination  
für das Recht der Migrant*innen auf  
Familienleben (CE) zusammen und 
sind in der ecb, der European Confe-
rence of Binational / Bicul tural Relation-
ship vertreten.

Verband binationaler Familien 
und Partnerschaften, iaf e.V.
Ludolfusstraße 2–4  |  60487 Frankfurt am Main
www.verband-binationaler.de
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